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1VORWORT

Extrem rechte Parteien und Bewegungen 
feiern bundesweit Erfolge und versuchen 
diese Entwicklungen zu zementieren. Ein 
entscheidendes Element ist dabei, Immobi-
lien langfristig für die extrem rechte Szene 
zu erschließen. Besonders das extrem rechte 
Vorfeld wirbt eindringlich um Gelder, Struk-
turen und Möglichkeiten, Projekte dieser 
Art umzusetzen. Aber auch extrem rechte 
Parteien erkennen zunehmend die Bedeu-
tung von Immobilien. Strategisch betrachtet 
leuchtet das Vorhaben ein: Die gezielte In-
vestition in Strukturelemente ist die logische 
Folge der langfristigen Bestrebung, die er-
rungenen Landgewinne abzusichern und 
auch über einen stets möglichen Einbruch 
von Wahlergebnissen hinweg zu retten. 
Ideell wie praktisch dienen die Immobilien 
als Rückzugsorte und Kampfstellungen. Ihre 
Funktion gleicht der von Wehrburgen – sie 
wollen Belagerungszustände erzeugen und 
langfristig auf den Umbau der Gesellschaft 
im Sinne ihrer Ideologie hinarbeiten. Ein 
Trend der bundesweit, aber auch konkret in 
Rheinland-Pfalz sichtbar ist: Zwischen 2019 
und 2024 sorgte die „Fassfabrik Hachen-
burg“ für überregionale Berichterstattung 
und massive Proteste vor Ort. Am Ende war 
es eine Melange aus zivilgesellschaftlichem 
Engagement, behördlichen Maßnahmen 
und der Initiative einer Käufer*innengruppe, 
aufgrund derer das Zentrum der extremen 
Rechten schließen musste.

Mit einem Blick auf das große Ganze zeigen 
sich Antifaschist*innen und Demokrat*in-
nen bundesweit verunsichert und uneinig 
im Hinblick auf die Frage, welche Strategien 
wirksam und praktikabel sind, um den allge-

meinen politischen Tendenzen langfristig 
entgegen zu wirken. Diese Entwicklung 
wird begleitet von der zunehmenden Be-
drohung der eigenen Arbeit im Hinblick auf 
schwindende Ressourcen, bröckelnden 
gesellschaftlichen Rückhalt und die vor-
anschreitende Prekarisierung des Enga-
gements. Die Gefahren werden mehr, die 
Mittel im Kampf dagegen schwinden. Eine 
Teilantwort auf diese Frage ist das strate-
gische Engagement gegen extrem rechte 
Immobilien im Großen wie im Kleinen.

Strategien gegen extrem rechte Immobi-
lien sind maßgeblich von den Zielen der 
extrem rechten Immobilie, ihren Betrei-
ber*innen und den lokalen Umweltbedin-
gungen abhängig. Als konkrete Gegen-
strategien sind sie darauf ausgelegt, das 
Ziel der Gegenseite gezielt zu behindern. 
In der Analyse bilden sich allerdings 
wiederkehrende Handlungslogiken he-
raus, die je nach Situation, handelnden 
Akteur*innen und den extrem rechten 
Strukturen vor Ort eingesetzt werden. Die 
grundlegenden Handlungslogiken lassen 
sich unterteilen in das destruktive De-
mobilisieren der extremen Rechten und 
das konstruktive Mobilisieren der demo-
kratischen Zivilgesellschaft. Dabei ist zu 
beachten, dass die Kunst dieser Kämpfe 
darin besteht, den Belagerungszustand 
umzukehren. Wer es schafft, eine extrem 
rechte Immobilie effektiv und ressourcen-
erhaltend zu belagern und darüber hinaus 
konkrete Hebel am Fundament anzuset-
zen, wird langfristig erfolgreich sein.



2 3„Belagerungszustände“ ist eine Ergebnis-
darstellung. Die zugrundeliegende Studie 
„How to kick them out. Eine empirisch fun-
dierte Analyse zivilgesellschaftlicher Strate-
gien gegen extrem rechte Immobilien“ wur-
de 2025 an der Universität Siegen vorgelegt. 
„Belagerungszustände“ reduziert die Studie 
auf die strategisch relevanten Informationen 
und trägt dazu bei, das zivilgesellschaftlich 
vorhandene und erhobene Wissen zu ver-
breiten. Das Ziel besteht darin, Teilantwor-
ten auf die Fragen „Welche Strategien gibt 
es bereits?“ und „Was bewirken diese Stra-
tegien?“ zu systematisieren. 

Das wäre nicht möglich gewesen ohne die 
Unterstützung von vielen Menschen. Allen 
voran den Aktivist*innen, die diese Kämpfe 
geführt haben und bereit waren, an einem 
Interview teilzunehmen, um so ihr Wissen zu 
teilen. Insgesamt liegen der Studie elf Inter-
views mit insgesamt 24 Personen zu Grunde. 
Alle Zitate ohne Kurzverweis stammen aus 
diesen Interviews. 

Ebenso gilt ein großer Dank allen Men-
schen, die die zugrundeliegende Studie 
gelesen und kritisch kommentiert haben. 
„Belagerungszustände“ ist eine Gemein-
schaftsproduktion von Aktivist*innen für 
Aktivist*innen, geprägt von der Über-
zeugung, dass antifaschistisches Enga-
gement von Kooperation und Solidarität 
lebt. Sie will zu eben dieser Kooperation 
anregen und zu einer solidarisch-strategi-
schen Debatte auffordern und ermutigen. 

Als Autor zeichne ich mich verantwortlich 
für das Ergebnis und hoffe, dabei all jenen 
gerecht geworden zu sein, die daran be-
teiligt waren.

1 BEGRIFF UND KONZEPTE

1.1 Extrem rechte Immobilien

Eigene, manifeste Räume sind eine essen-
zielle Ressource, um Metapolitik und eine 
lokale, analoge Raumergreifung voranzu-
treiben. Die extreme Rechte weiß um die 
essenzielle Bedeutung konkreter Räume 
und fordert daher Investitionen in die-
se Richtung dezidiert ein. In dem Artikel 
„Rechte Häuser – Rechte Siege“ erklärt 
der damalige Vorsitzende der Jungen Al-
ternative Saarland Nicolas Benyoucef sei-
ner Mutterpartei, dass „Hausprojekte (...) 
Rückzugsorte, Kaderschmieden und Orte 
der Gegenkultur [sind]. Für die Öffentlich-
keit bieten sie Einblicke in unsere gelebte 
Weltanschauung. Hier werden die avant-
gardistischen Ideen der Rechten erdacht 
und gleichzeitig kann der einfache Bürger 
seiner Unzufriedenheit mit der aktuellen 
Regierung Luft machen. Sie sind Leucht-
turmprojekte, mit denen in die Gesell-
schaft, aber auch in das eigene Lager hi-
neingewirkt werden kann. Kurzum, bieten 
sich durch sie zahlreiche Chancen, weshalb 
sich auch schon viele an ihrem Aufbau ver-
sucht haben“ (Benyoucef 2023).

Zum Ende seines Artikels appelliert Be-
nyoucef, dass die Partei beeinflusst wer-
den müsse, „solch[e] wichtige[n] Projekte 
voranzutreiben“ (2023), das heißt Geld zu 
investieren und Parteibüros bestmöglich 
umzufunktionieren. Existierende Projekte 
müssten sowohl mit politischem Einfluss 
unterstützt als auch juristisch geschützt 

werden (siehe Benyoucef 2023). An diese 
Narrative anknüpfend veröffentlicht der 
„Heimatkurier“ zur Eröffnung einer solchen 
Immobilie 2023 in Chemnitz einen Artikel, 
in dem das „Zentrum Chemnitz“ als „Dreh- 
und Angelpunkt für den Aktivismus“ der 
lokalen rechten Struktur beschrieben wird 
(siehe Heimatkurier 2023). Hier wird dar-
über hinaus festgestellt, dass ein solches 
„Hausprojekt keine Voraussetzung für poli-
tischen Aktivismus [sei, je]doch hebt es die 
Möglichkeiten von Aktionsgruppen auf ei-
ne ganz neue Ebene“ (Heimatkurier 2023). 
In die gleiche Kerbe schlägt im selben Jahr 
der Verein „Ein Prozent“. Die Vorfeldorgani-
sation extrem rechter Politik veröffentlichte 
einen Beitrag unter dem Titel „Patrioten 
brauchen Freiraum“ (2023). Kern des Blog-
beitrags waren die auf einer Karte verzeich-
neten Immobilien sowie eine Auflistung 
und Vorstellung der selbsternannten „Orte 
des Widerstands“ (Ein Prozent 2023). Im 
Begleittext wird die Bedeutung und der 
Aufbau dieser Räume weiter popularisiert:

„Abseits der Aufs und Abs rechter Politik im 
Land schafft ihr einen Ort für euch und eu-
re Region. Wenn wir schon nicht das ganze 
Land verbessern können – oder zumindest 
nicht auf einen Schlag! – dann können wir 
so zumindest etwas für eine Stadt, ein Dorf 
oder einen Kiez tun. Aus solchen Projekten 
erwachsen, wenn sie richtig angegangen 
werden, Zusammenhalt, neue Kontakte, lo-



4 5kalpolitischer Einfluss und vieles mehr. Und 
ihr seht vor Ort, wie viel Positives euer Ein-
satz und eure Arbeit bewirken.“ (Ein Prozent 
2023)

Der damit einhergehende Impuls an extrem 
Rechte, selbst solche Orte ins Leben zu ru-
fen, wird als konkreter Arbeitsauftrag an 
etablierte extrem rechte Strukturen gestellt. 
Sowohl der AfD als auch rechten Burschen-
schaften wird nahegelegt, einerseits Par-
teibüros und andererseits Immobilien der 
Studentenverbindungen als extrem rechte 
Veranstaltungsorte und Treffpunkte zu eta-
blieren. Einige kommen dieser Bitte bereits 
öffentlichkeitswirksam nach. Matthias Hel-
ferich steht dabei sinnbildlich für einen dem 
Vorfeld zugewandten Politiker, der mit dem 
„Nest“ in Dortmund sein Parteibüro zur Ver-
fügung stellt und in der Vergangenheit be-
reits Szenegrößen wie Götz Kubitschek zum 
Vortrag geladen hatte. Darüber hinaus wirbt 
er dafür, die „Parlamentsknete“ dafür zu nut-
zen, eigene Räumlichkeiten zu erschließen 
und für die Szene zur Verfügung zu stellen 
(siehe Helferich MdB 2023).

Um die Bedeutung extrem rechter Immo-
bilien weitergehend zu analysieren, lohnt 
sich auch der exemplarische Blick auf das 
Objekt „Hetendorf 13“. In dem Beitrag „Im-
mobilienkauf durch Rechtsextremisten“ 
(2009) erläutert Andrea Röpke, Fachjourna-
listin zu extrem rechten Siedlern, anhand 
von Beispielen die Karriere extrem rechter 
Immobilienkäufe zwischen 1979 und den 
frühen 2000ern. Im Zuge dessen wird unter 
anderem die 1979 erworbene Immobilie He-
tendorf 13 thematisiert, die „innerhalb der 
braunen Szene bis heute legendär [und] der 
Inbegriff für ein funktional arbeitendes, na-

(…) [habe]. Vielmehr kann heute schon ein 
einzelnes Haus eine national befreite Zone 
sein“ (Antifaschistisches Infoblatt 2003). 
Die Konfrontation mit der Realität, so wird 
beschrieben, schrumpfe „National befreite 
Zonen“ zu „patriotischen Freiräumen“ he-
runter. Eine These aus der Praxis, die die 
Bedeutung von Immobilien nicht schmälert 
sondern vielmehr betont. Darüber hinaus 
ist ein allgemeinerer Text von Felix M. Stei-
ner enthalten, der unter anderem zu einer 
Definition dieser Immobilien ansetzt. Stei-
ner schreibt dazu, dass für die Einstufung 
eine Analyse der vielfältigen Nutzungs-
möglichkeiten essenziell sei. 

„Es gibt Parteiimmobilien, wie die NPD-Ob-
jekte ‚Haus Montag‘ in Pirna, das ‚Flieder 
Volkshaus‘ in Eisenach oder das Büro der 
Partei ‚Der III. Weg‘ in Plauen. Auch für die 
‚Reichsbürger‘-Szene sind Immobilien eine 
wichtige Grundlage für etwaige Reichs-
gründungen. Bekanntestes Beispiel ist si-
cher Peter Fitzeks Krankenhausgelände in 
Wittenberg. Aber auch völkische Siedler*in-
nen verfügen im ländlichen Raum über Ge-
bäude, die zwar auch als Wohnraum die-
nen, aber in regelmäßigen Abständen für 
interne Veranstaltungen genutzt werden. In 
dieser nur kursorischen Aufzählung dürfen 
auch die zahlreichen Häuser extrem rechter 
Burschenschaften nicht fehlen. Und nicht 
zuletzt gibt es zudem noch die Kneipe, in 
der sich regelmäßig Kameradschaften tref-
fen, um Liederabende durchzuführen oder 
ihre Aktionen zu planen. Einige dieser Im-
mobilien sind im Besitz extrem rechter Per-
sonen oder Organisationen, andere stehen 
der Szene schlichtweg offen. Die Besitz-
verhältnisse sind also kein ausreichendes 
Kriterium, eine Immobilie einzuordnen. 

tionales Zentrum“ (Röpke 2009: 248) ist. 
Genutzt als Veranstaltungsort für Wehr-
sport und Kaderbildung, Brauchtums-
pflege und Zusammenkünfte, gehen von 
hier auch Einschüchterungsversuche auf 
das Umfeld aus. Der Drahtzieher Jürgen 
Rieger ist damals schon für seine Rolle im 
Immobilienbusiness der NPD und anderer 
völkischer Organisationen bekannt. 

Wer sich nun auf die Suche nach Literatur 
und damit einer begrifflichen Definition 
extrem rechter Immobilien begibt, stößt 
vor allem auf Broschüren und aktivistische 
Veröffentlichungen. Ende 2017 publiziert 
die Mobile Beratung in Thüringen eine 
Handreichung mit dem Titel „Nach den 
rechten Häusern sehen. Immobilien der 
extrem rechten Szene in Thüringen“, und 
legt damit eine für 2017 aktuelle Darstel-
lung bekannter Szeneimmobilien vor. In 
den einzelnen Artikeln wird ein schlag-
lichtartiger Blick auf einzelne Gebäude 
und deren Geschichten geworfen. Die 
Broschüre geht dabei von der Einsicht aus, 
„dass der Erwerb oder die regelmäßige 
Nutzung von Immobilien durch Neonazis 
nicht tatenlos hingenommen werden darf, 
denn sie stellen einen der wichtigsten 
Stützpfeiler neonazistischer Aktivitäten 
und Strukturen dar“ (MOBIT e.V. 2017: 5).

Mit dieser Erkenntnis im Rücken sehen 
die Autor*innen die Zivilgesellschaft in 
der Verantwortung, „sich mit dem Thema 
auseinanderzusetzen, Aktionen und Ver-
anstaltungen zur Aufklärung und Sensi-
bilisierung zu initiieren und gemeinsam 
mit Verantwortlichen in Politik und Ver-
waltung dafür zu sorgen, dass der Entfal-
tungsspielraum der extremen Rechten zu-

mindest begrenzt wird. Dabei ist es wichtig, 
die Erfahrungen der vielen Engagierten aus 
den unterschiedlichen (Tätigkeits-)Berei-
chen zu nutzen“ (MOBIT e.V. 2017: 5).

In den einzelnen Fallbeiträgen wird immer 
wieder die Bedeutung der Immobilien als 
infrastrukturelle Ressource für Veranstal-
tungen aller Art betont. Sie zeichnen nach, 
dass hier systematisch Parteitage sowie 
Konzerte, Liederabende und Brauchtums-
pflege, öffentliche wie private Zusammen-
künfte und Treffen stattfinden. Die Gebäu-
de bieten darüber hinaus Platz für Büros 
und Wohneinheiten, auf die Adressen wer-
den Unternehmen angemeldet, und sie 
dienen als Lagerorte für Materialien und 
Verkaufsgüter. Nicht zuletzt finden Schu-
lungen ideologischer wie formeller Natur 
statt, und auch körperliche Ertüchtigung 
durch (Kampf-)Sport hat nicht selten einen 
Platz in den Räumlichkeiten und ihrem 
direkten Umfeld (siehe dazu auch Röpke 
2009). Weitere Beiträge zum Thema finden 
sich vor allem in Zeitschriften und Magazi-
nen, die sich selbst der antifaschistischen 
Bewegung zuordnen. In dem Berliner Ma-
gazin „Antifaschistisches Infoblatt“ wird 
2003 der Beitrag „Papier ist geduldig. Nazi 
-Konzepte im Rückblick“ veröffentlicht, in 
dem verschiedene Strategien der Szene, 
unter anderem die der „National befreiten 
Zonen“ rezipiert und deren Wirkmacht an-
hand der „Möglichkeiten der Nazis gemes-
sen und in die gesellschaftliche Realität 
eingepasst“ (Antifaschistisches Infoblatt 
2003) werden. Im Zuge dessen erklärt der/
die Autor*in, dass sich die Szene zuneh-
mend „[v]on der Schreibtisch-Strategie der 
Eroberung von Straßenzügen, Stadtbezir-
ken oder ganzen Städten verabschiedet 



6 7Vielmehr kommt es auf die Art der Nutzung 
an.“ (Steiner 2019: 14)

Darüber hinaus stuft Steiner auch unbebau-
te, nicht mobile Räume wie etwa Wiesen, 
die als Veranstaltungsflächen dienen, als 
potenzielle Szeneimmobilien ein. Was er 
aus der Definition ausnimmt sind Räumlich-
keiten, die „in Besitz oder zur Miete – rein 
als Wohnraum dienen (…)“, weil sie weder 
nach innen noch nach außen einen dezi-
dierten Nutzen für die extrem rechte Politik 
haben (siehe Steiner 2019: 14f.; siehe auch 
MOBIT e.V. 2017: 4). Ebenso ausgenommen 
sind öffentliche und sozialräumliche Konst-
rukte, die die Eigenschaft der physischen 
Immobilität nicht erfüllen. Der Autor resü-
miert, dass ein „lokales Kriegerdenkmal 
(…) ein Erinnerungsort und einmal jährlich 
Treffpunkt der Szene sein [mag], (…) aber 
natürlich nicht als rechte Immobilie zu zäh-
len [ist]. Ebenso gilt dies für Hallen, die unter 
falschem Vorwand einmalig für Konzerte 
oder Kampfsportveranstaltungen gemietet 
wurden“ (Steiner 2019: 15).

Auf der Suche nach weiteren Anknüpfungs-
punkten für eine zweckdienliche Begriffs-
definition ist auch die aktuelle Definition der 
Bundesregierung heranzuziehen. Im Zuge ei-
ner kleinen Anfrage, die im Mai 2024 gestellt 
wurde, findet sich in der Antwort eine Erläu-
terung, nach der „nur solche Immobilien Be-
rücksichtigung [fanden], bei denen Rechts-
extremisten über eine uneingeschränkte 
grundsätzliche Zugriffsmöglichkeit verfügen, 
etwa in Form von Eigentum, Miete, Pacht 
(d.h. Eigentums- oder Besitzverhältnis) oder 
durch ein Kenn- und Vertrauensverhält-
nis zum Objektverantwortlichen. Weiteres 
(sic!) Erfassungskriterien sind die politisch 

ziel- und zweckgerichtete sowie die 
wiederkehrende Nutzung durch Rechts- 
extremisten. Diese Kriterien zur Erfassung 
rechtsextremistischer Immobilien wurden 
zwischen Bund und Ländern abgestimmt. 
Die bundesweite Erhebung der Daten-
basis erfolgte unter Zugrundelegung ein-
heitlicher Kriterien“ (Bundesregierung 
2024: 3).

Mit Blick auf eine notwendige Definition 
des Gegenstandes ist es zweckdienlich, 
zunächst eine Unterscheidung einerseits 
zwischen „Immobilien extrem Rechter“ 
und „extrem rechten Immobilien“ ein-
zuführen. Während „Immobilien extrem 
Rechter“ Gebäude ebenso wie unbebau-
te Grundstücke jedweder Art umfassen, 
die Einzelpersonen und Strukturen der 
extremen Rechten zur Verfügung stehen, 
unterliegen „extrem rechte Immobilien“ 
weitergehenden Kriterien. So sind diese 
in zielgerichtete, mittel-, wie unmittelbare 
Umsetzung politischer Ziele eingebunden 
und werden damit zu Mitteln und Res-
sourcen innerhalb strategischer Kalku-
lationen extrem rechter Akteur*innen. 
Das muss ausdifferenziert werden. Um 
nominell als „extrem rechte Immobilie“ 
definiert zu werden, muss ein Objekt die 
Bedingungen erfüllen a) eine „Immobilie“ 
und b) „extrem rechts“ zu sein. Die erste 
Prämisse ist in der Feststellung, dass es 
sich um ein Objekt und damit ein zunächst 
unbelebtes Ding handelt, bereits gesetzt. 
Eine Immobilie ist ein solches Objekt im-
mer dann, wenn es sich, dem Wortsinne 
nach, um eine unbewegliche Liegenschaft 
handelt und wird im weiteren Sinne als 
Grundstück, ob bebaut oder nicht, be-
schrieben.

Die Eigenschaftszuschreibung „extrem 
rechts“ bezieht sich auf eine Verortung 
innerhalb des politischen Spektrums. Aller-
dings kann ein unbelebter Gegenstand wie 
eine Immobilie keiner politischen Ideologie 
zugehören, dieser Widerspruch löst sich 
erst mit einem Blick auf die Betriebslogiken 
extrem rechter Immobilien auf. Diese kön-
nen unterschieden werden in eine materi-
elle Ebene, die Bezug nimmt auf finanzielle 
und „Sach“-Ressourcen sowie eine soziale, 
die sich auf menschliche Netzwerke und 
Einzelpersonen bezieht. Die materielle 
Ebene stellt die Grundlage dar; neben den 
notwendigen Ressourcen für den Erwerb 
oder fortlaufender Mietzahlungen sind es 
laufende Kosten, die die anhaltende Not-
wendigkeit von Finanzmitteln erklären. 
Hinzu kommen Sachmittel, beispielsweise 
Lautsprecher-/Musikanlagen, Einrichtungs-
gegenstände etc. oder monetäre Möglich-
keiten, um diese zeitweilig zu mieten. Diese 
materielle Ebene stellt die Basis für den Be-
trieb einer Immobilie dar, ganz gleich ob ex-
trem rechts oder nicht. Aber auch ein per-
fekt ausgestattetes Haus hat keinen Zweck 
und Wert ohne Strukturen und/oder Einzel-
personen, die es betreiben und mit Leben 
füllen. Diese zweite, soziale Ebene bezieht 
sich auf die Akteur*innen, die die Immo-
bilie (be)nutzen und damit prägen. Extrem 
rechte Immobilien dienen als Orte für Mu-
sikveranstaltungen und Liederabende, Vor-
träge und Schulungen, Brauchtumspflege 
und (Kampf-)Sport. Hier finden Parteitage 
und Vereinstreffen, Kameradschaftsaben-
de und Vernetzungstreffen statt. Auf ihre 
Adressen werden Firmen der Szene ange-
meldet, sie werden als Lagerraum genutzt 
und sind Arbeitsplätze. Darüber hinaus 
sind sie Fluchtpunkte, in denen die eigene 

Ideologie gelebt wird. Hier treffen sich Sze-
ne-Anhänger*innen und fühlen sich wohl. 
Kurzum, findet hier Vergemeinschaftung 
und Vergesellschaftung statt. Diese sozia-
le Ebene ist der Grund, warum der unbe-
lebten Immobilie die Eigenschaft „extrem 
rechts“ zugeschrieben werden kann. 

Dennoch muss jeder Einzelfall für sich be-
trachtet werden. Wie ist es beispielsweise 
um ein Haus bestellt, in dem zwar einer 
oder mehrere Menschen der extremen 
Rechten wohnen, in dem aber explizit keine 
politischen Treffen, weder öffentlich noch 
halb-öffentlich oder auch nicht-öffentlich, 
stattfinden? Dient dieses Haus damit einem 
politischen Zweck und wird zum notwendi-
gen Werkzeug, das das politische Handeln 
zielgerichtet aufwertet? Wie ist es in einem 
ähnlichen Szenario mit einer Gaststätte, de-
ren Betreiber*innen dezidiert nicht der ex-
tremen Rechten zuzurechnen sind, in deren 
Räumlichkeiten sich aber, in Ermangelung 
anderer Optionen, Menschen unterschied-
licher politischer Lager treffen. Wenn hier 
also von der lokalen Kameradschaft bis hin 
zur Initiative für Weltoffenheit alle ein- und 
ausgehen? Sind die Akteur*innen der ex-
tremen Rechten hier dann wirklich die prä-
genden unter vielen anderen Menschen? 
Die Frage danach, wie exklusiv eine Immo-
bilie der extremen Rechten zur Verfügung 
stehen muss oder wie hoch die Frequenz 
ihrer Nutzung sein sollte, um sie als solche 
zu verstehen und ob sie mit der politischen 
Verortung der Nutzenden in eins zu setzen 
sind, müssen im Einzelfall geklärt werden.
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Die Studie „Die Strategie der Politik“ (Fi-
scher et al. 2007) resümiert, dass es sich bei 
einer Strategie um einen „Wertekompass zur 
Überprüfung von Einzelentscheidungen“, 
eine „Art Schablone [handle], die regelmä-
ßig und systematisch mit der Realität abge-
glichen werden muss“ (siehe Fischer et al. 
2007: 196f.). Peter Schröder beschreibt das 
Wesenhafte von Strategien in seiner Studie 
„Politische Strategien“ als „‚(...) Abfolge von 
zumeist arbeitsteiligen Schritten mit der Ab-
sicht, Ressourcen schonend ein definiertes 
Ziel zu erreichen, das in den allermeisten 
Fällen zu einem Nachteil für einen oder 
mehrere andere führt‘“ (Schröder 2011: 24). 
Diesem Aspekt wohnt bereits der Gedanke 
inne, dass Strategien zwangsläufig auf „das 
Ziel ‚Sieg‘“ ausgerichtet sind (siehe Schrö-
der 2011: 24). Im Hinblick auf die Frage, 
warum Strategien für zivilgesellschaftliche 
Kräfte im Kampf gegen die extreme Rechte 
im Allgemeinen und extrem rechte Immobi-
lien im Besonderen unerlässlich sein sollten, 
lautet die Antwort, dass diese dazu beitra-
gen können, die prekären Ressourcen so ein-
zusetzen, dass das Ziel bestmöglich erreicht 
werden kann. Wer wenig Mittel hat, sollte 
diese bewusst und zielorientiert verwenden.

Die im Falle rechter Immobilien eingesetzten 
konkreten Gegenstrategien sind ein stra-
tegischer Sonderfall, weil die gegnerische 
Strategie ins Zentrum der eigenen Über-
legungen rückt. Damit wird die Analyse 
der gegnerischen Strategie zum zentralen 
Element des eigenen Strategiebuildings. In 
der politischen Praxis existiert allerdings das 
Problem einer unvollständigen Informations-
lage, da die gegnerischen Akteur*innen ihre 

Ziele und die damit verbundenen Strate-
gien ihrem Gegenüber nicht darlegen, da-
mit dieses keine passende Gegenstrategie 
entwerfen kann. 

Setzt sich eine extrem rechte Struktur das 
Ziel, eine Gegend zu besetzen und nach 
Hegemonie vor Ort zu streben und setzt 
dazu als Mittel und Ressource eine Immo-
bilie ein, will eine Gegenstrategie mit dem 
Ziel, die Immobilie zu schließen, nicht nur 
eine lokale rechte Hegemonie verhindern, 
sondern darüber hinaus die zugrundelie-
gende Ressource, also die Immobilie im 
besten Fall abschaffen. Sich diese Zusam-
menhänge zu vergegenwärtigen ist not-
wendig, um die eigene Analyse fortlau-
fend zu reflektieren, weil die Akteur*innen 
sich eben nie sicher sein können, was die 
gegnerische Strategie ist oder ob sie sich 
möglicherweise geändert hat.

1.3 Strategien extrem rechter  
Immobilien

Weil die Analyse von Strategien extrem 
rechter Immobilien einen Kernbestand-
teil effektiver Gegenstrategien darstellt, 
beginnt auch die empirische Analyse der 
Gegenstrategien mit den Aussagen der 
Interviewten zu den Strategien der extrem 
rechten Immobilienbetreiber*innen. In 
den allgemeinen Ausführungen zu extrem 
rechten Immobilien wurde bereits litera-
turgestützt auf ihre Bedeutung als funk-
tionelle, logistische und infrastrukturelle 
Ressourcen eingegangen. Die Interview-
ten bestätigen diese Darstellungen mit 
Hinweisen darauf, dass die Immobilien als 
Lagerorte für bspw. politisches Propagan-
damaterial verwendet, als Standorte von 

Szene-Unternehmen genutzt sowie als Ver-
anstaltungslocations eingesetzt werden, 
über die unter anderem Gelder generiert 
werden können. Neben diesem Nutzen als 
infrastrukturelle Ressourcen zeigen sich 
im Material sozialräumliche Überlegungen 
über die strategische Rolle von Immobilien 
für die extrem rechte Szene aus Sicht der 
Interviewten.

1.3.1 Zwischen Öffentlichkeit  
und Privatheit

In einem Interview unterscheiden die Akti-
vist*innen zunächst zwischen den „Vorrei-
terhäusern“, die für plakative Aktionen und 
den öffentlichen politischen Kampf genutzt 
werden, sowie Rückzugsorten, die dezidiert 
nicht in der Öffentlichkeit stehen sollen 
und erst durch investigative Aufklärungs-
arbeit bekannt wurden. Dabei scheint nicht 
nur die Aufgabenteilung der Immobilien 
geregelt, sondern auch der Bezug der ein-
zelnen Bewohner*innen zu den Immobilien 
ist an die jeweiligen Lebenssituationen an-
gepasst. Das merke man daran, dass „mit 
dem Älterwerden der Nazis, viele der ak-
tivsten Kader (…) nicht mehr in [einem der 
Vorreiterhäuser wohnen]. Sie wohnen alle 
noch in [dem Stadtteil] und in 15 Minuten 
Fußnähe von [den Vorreiterhäusern]. Aber 
man wohnt bewusst nicht mehr in diesen 
Häusern, wahrscheinlich, weil man nach 
20 Jahren keine Lust mehr auf den Stress 
hat. Oder aus anderen Gründen, teilweise 
natürlich Familie, Kinder, Job, wohnt man 
eben nicht mehr gern in den verschrienen 
Häusern“. 

Trotz oder gerade wegen dieser Unter-
scheidung fungieren alle Immobilien im 

Verbund, indem man „mit den Immobilien 
auch einen gezielten Raumkampf [be-
treibt], um eben die Räume zu connecten“. 
Das geschieht, indem eine räumliche Nähe 
zwischen den einzelnen Objekten gesucht 
wird; Kader sollen in jeder Lebensphase im 
Umfeld der Immobilien gehalten werden. 
Wechseln diese, je nach Lebensphase, die 
Immobilie, versuche die Szene „händering-
end neue Leute für die [Vorreiterhäuser] 
zu finden“, also aktivistischen Nachwuchs 
für die Szene zu rekrutieren. Während die 
Unterscheidung zwischen Räumlichkeiten, 
die dezidiert in der Öffentlichkeit stehen 
sollen, und solchen, die dies eben nicht sol-
len, hier als feste Rollen einzelnen Immo-
bilien zugeschrieben werden, übernehmen 
die Mehrzahl der in den Interviews thema-
tisieren Räume beide Rollen in einer Dop-
pelfunktion. So auch das Parteibüro einer 
anderen Rechtsaußenpartei, die mit ihren 
Räumlichkeiten dezidiert anders verfahre. 
Dort sei bewusst nichts plakativ nach au-
ßen gerichtet, sondern „da guckt man, dass 
man alles schön Kamera überwacht hat, da 
guckt man, dass die Veranstaltungen eher 
im Ruhigen ablaufen, da gibt es dann zwar 
die offiziellen Berichte danach, aber da 
ist nichts mit irgendwie, wir legen es auf 
Stress an, oder so. (…) Da sind die einfach 
aus Parteisicht schlauer, im Sinne von: Wir 
machen hier unser Ding und ziehen auch 
extra ins Gewerbegebiet und sowas. Aber 
wollen vor allem unsere Ruhe haben und 
unseren Film hier fahren können, ohne ir-
gendwie die ganze Zeit Presse oder Linke 
vor der Tür zu haben.“

In diesem Fall findet einerseits eine dezi-
dierte Nutzung als Veranstaltungslocation 
im politischen Sinne statt, über die auch 
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Versuch, die Veranstaltungen „im Ruhigen 
ablaufen zu lassen“, sich dem Blick einer kri-
tischen Öffentlichkeit aktiv zu entziehen und 
den eigenen Vorstellungen entsprechend 
möglichst ungestört zu verfahren. Diese 
Doppelrolle spiegelt den ambivalenten An-
spruch oder auch die große Bedeutung der 
Immobilien wider, die zum einen als Mittel 
von Raumkampf und gleichzeitig als Rück-
zugsort genutzt werden.

1.3.2 Immobilien als Zentrum des  
Raumkampfes

Für die raumgewordene Verbindung von 
Kampf und Rückzug findet sich ein histori-
sches Vorbild. Kati Becker und Yves Müller 
erläutern dazu in ihrem Artikel „Neonazisti-
sche Raumergreifung und antifaschistische 
Gegenstrategien“ (2013) im Hinblick auf 
eine Berliner Nazikneipe, dass diese sowohl 
in ihrer symbolischen Bedeutung als auch 
ihrer konkreten Funktion als Kopie natio-
nalsozialistischer „Sturmlokale“ verstanden 
werden müsse. Als zentraler „Fixpunkt im 
Alltag der SA-Männer“ dienten Sturmlokale 
während der Weimarer Republik als „Zent-
ren der SA-Subkultur“ (Becker/Müller 2013: 
80). Bezugnehmend auf den Historiker Pe-
ter Longerich resümieren die Autor*innen, 
dass hier eine szeneeigene Innenwelt ge-
schaffen werde, die einerseits als Stellung 
im Bürgerkrieg diene und andererseits als 
Ersatzzuhause fungiere (siehe Becker/Müller 
2013: 80). Aus dieser wagenburgähnlichen 
Gemütlichkeit heraus werden Gewalttaten 
gegen politische Feinde geplant und in An-
griff genommen. Die Autor*innen kommen 
daran anknüpfend zu dem Schluss, dass 
die Kneipe als „zentraler Bestandteil einer 

sozialräumlichen Strategie der Neona-
ziszene, nicht nur ein Territorium zu 
unterwerfen, sondern gleichsam einen 
Sozialraum zu formen“ (Becker/Müller 
2013: 80), verstanden werden muss. Diese 
Überlegung korrespondiert direkt mit der 
These, dass Immobilien als Ausgangs-
punkte der Schaffung „National befreiter 
Zonen“ verstanden werden müssen: Ih-
nen inhärent ist ein offensiv expansiver 
Charakter. Während die Eroberung und 
Unterwerfung eines Territoriums wenig 
erklärungsbedürftig scheint, spiegelt sich 
die erwähnte Formung des Sozialraums in 
den vielfältigen Schilderungen der Inter-
viewpartner*innen wider. 

1.3.2.1 Offensiv, expansiv und bedrohend

Besonders in einem Interview beschrei-
ben die Aktivist*innen den öffentlichen 
Raum in direkter Nähe zu den Immobilien 
und das, was dort passiert, als das, „was 
überall passiert, wenn eine Peergroup 
oder eine Subkultur sich an einem Ort 
staut: Man tritt offen in Erscheinung und 
man nimmt sich den öffentlichen Raum“. 
Durch die kurzen Wege falle es gerade im 
Sommer auf, dass extrem Rechte bewusst 
und strategisch öffentliche Plätze für sich 
reklamieren. Dahinter stehe die erkennba-
re Absicht, dass wenn Menschen sich „mit 
einer Kamera zehn Minuten auf diesen 
Platz stellen, dann sollen Leute da sein. 
Und wenn eine linke Abreise irgendwie da 
vorbeifährt, dann soll da Präsenz gezeigt 
werden“. Diese Beschreibungen bestätigt 
Uta Döring in ihrer Dissertationsstudie 
„Angstzonen. Rechtsdominierte Orte aus 
medialer und lokaler Perspektive“ (2008), 
und erläutert, dass die Besetzung öffentli-

cher Orte vor allem „als Bühnen für Selbst-
inszenierungen, Provokationen und Ab- 
bzw. Ausgrenzungshandlungen“ (Döring 
2008: 178) dienen. Neben gruppeninternen 
Prozessen der gegenseitigen Vergewisse-
rung von Zugehörigkeit und Handlungs-
fähigkeit (siehe Döring 2008: 178f.) wird 
das Territorium öffentlichkeitswirksam und 
symbolträchtig reklamiert. Die damit in 
vielen Fällen einhergehende Gewalt (siehe 
Döring 2008: 160ff.) lässt die potenzielle 
Bedrohung real werden. Dabei ist zu be-
achten, dass „Gewalt gegen vermeintliche 
Linke, gegen alternative Jugendliche, aber 
auch rassistische Gewalt“ keineswegs auf 
ihre Funktion im Kontext der Raumergrei-
fung reduziert werden dürfe (siehe Becker/
Müller 2013: 80). Gewalt sei für die SA-
Männer Ausdruck ihrer Lebensart gewesen 
und übernehme für die Neonazis von heute 
eine vergleichbare Funktion in ganz ähnli-
chem Maße (siehe Döring 2008: 80). Sie ist 
damit nicht nur Mittel zum Zweck, sondern 
dezidierter Selbstzweck. Ein Bericht aus 
einer nicht dezidiert rechten Kneipe zeugt 
von der aktiven Gestaltung des Sozialraums 
mit der existenten Option, als Feinde Identi-
fizierte physisch zu attackieren. Dort feiern 
sowohl Nazis als auch in der Umgebung 
wohnende Student*innen „und die werden 
sofort darauf angesprochen: Hey, seid ihr 
Linke? Wenn ja, gibt es direkt Streit und 
wenn nein, wird gefragt, ob man nicht ein-
fach mal mit denen saufen möchte“. Die 
Reaktion darauf ist oftmals anpassen oder 
meiden. Beides sorgt für eine Ausweitung 
der rechten Raumnahme. Die Analyse der 
lokalen Aktivist*innen sieht hier im Über-
lassen von Freiräumen sogar den Grund für 
Gewaltexzesse. Denn auch wenn die Öf-
fentlichkeit sich erschrocken darüber zeige, 

erklären die Interviewpartner*innen, dass 
die Nazis „immer noch die gleiche Bedro-
hung darstellen. Nur weil sie gerade keine 
Gelegenheiten haben, hauen sie keinen 
um. Wenn sie eine haben, machen sie es.“

Das Zurschaustellen potenzieller und das 
punktuelle Ausagieren dieser raumrekla-
mierenden Gewalthandlungen werden 
darüber hinaus in ihrer sozialraumgestal-
tenden Wirkung durch symbolische Mittel 
des Raumkampfes ergänzt. In Form von 
Graffitis und Stickern werden an diese Ge-
walt angelehnte Inhalte zu permanenten 
Mitteln des Raumkampfes, die potenziell 
Betroffene symbolisch bedrohen. Dieser 
Effekt werde „ganz oft vernachlässigt. Dass 
das schon so kleine Sachen sind, wenn in 
der U-Bahn irgendwie mit Edding ‚Antifa 
aufs Maul‘ geschrieben wird, dann war da 
irgendein Nazi, der genau das vertritt. Das 
wird ganz oft vergessen und so abgetan mit 
kleinen Kritzeleien, nur Aufkleber oder so, 
und das finde ich beim Thema Raumkampf 
eben super, super wichtig.“

Eine eingehende Analyse der dahinterste-
henden Kalkulationen findet sich im Artikel 
„Stickern als Raumaneignungsstrategie: 
Die Identitäre Bewegung und (antifaschis-
tische) Gegenstrategien in Hamburg“ 
(2022) der Autorin Lilly Altmeyer. Sie erläu-
tert, dass durch die Präsenz von Stickern, 
Graffitis, und ich will Plakate ergänzen, als 
Elemente visuell-manifester Kommunika-
tion „eine gewisse symbolisch-politische 
Hegemonie (…) in diesen Stadträumen 
evident [werde], was aber, so ist wichtig zu 
betonen, nicht zwangsläufig Rückschlüsse 
auf die Bewohner:innenschaft zu ziehen er-
laubt“ (Altmeyer 2022: 252). 
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Nichtsdestotrotz stellt sie mit Verweis auf 
Julia Tulke fest, dass sich hier durchaus be-
stehende gesellschaftliche Machtverhältnis-
se im Raum materialisieren (siehe Altmeyer 
2022: 246). Diese materialisierte Drohung 
verlängert den „Kontrolleffekt der Gewalt“, 
der, wie der Soziologe und Terrorismusfor-
scher Peter Waldmann erläutert, „auf jenen 
Zeitraum begrenzt ist, in dem die Drohung 
präsent, der Einsatz physischer Zwangs-
mittel zu befürchten ist“ (siehe Waldmann 
1977: 16). Diese These wird durch das em-
pirische Material gestützt, in dem die er-
weiterte Bedrohungswirkung durch die Tat-
sache getragen wird, dass „irgendein Nazi, 
der genau das vertritt“, hier war und jeder-
zeit auch wieder hier auftreten und dann 
von einer potenziellen zur konkreten Gefahr 
werden könnte. Die daraus resultierende 
Sorge ist kalkuliert und soll Folgen mit sich 

bringen. „Wenn ich da mit einem Antifa-
T-Shirt durchgehe, stehen da (...) ziemlich 
schnell zehn bis 15 Leute, die mir auf [die 
Schnauze] hauen wollen.“ Allein die er-
höhte Wahrscheinlichkeit eines solchen 
Ereignisses führt zu Selbstzensur und Ver-
meidung. 

Neben der symbolischen Manifestierung 
bestehender Machtverhältnisse wird 
diese Kommunikationsstrategie ebenso 
zur Provokation in Gegenden genutzt, die 
noch nicht reklamiert werden konnten, auf 
die aber, zumindest symbolisch, Anspruch 
erhoben wird. Solche Akte der Herausfor-
derung testen die Gegenseite durch das 
unausgesprochene Verständnis, dass bei-
de Seiten genau wissen, „wenn die [bei 
uns] plakatieren gehen, werden sofort Lin-
ke kommen und alles von denen abreißen, 

was irgendwie möglich ist. Aber es gab bei-
spielsweise auch Kampagnen mit Plakaten 
und Stickern mit [Stadtteilnahme]-Nazifrei, 
wo einfach mal der [reklamierte öffentliche 
Platz] plakatiert wurde. Die sind sofort am 
nächsten Tag [zu uns] gekommen zum Pla-
katieren.“

Diese Anekdote deutet darauf hin, dass die 
Kommunikation wechselseitig verstanden 
wird und die Kalkulation der gegenseitigen 
Provokation aufgeht (siehe Altmeyer 2022: 
256). Die eingangs zitierte Studie zu einer 
extrem rechten Kneipe in Berlin resümiert 
dazu, dass „insbesondere neonazistische 
Sprühereien und das Verkleben von Plaka-
ten und Aufklebern durch Neonazis, Angrif-
fe auf Wohnhäuser von zivilgesellschaftlich 
engagierten Menschen sowie als alter-
nativ oder links wahrgenommene Einrich-
tungen“, und ich will ergänzen, auch das 
Markieren und Verbreiten und damit poten-
zielle Androhen solcher Taten, „als kommu-
nikative Strategie der ‚Reviermarkierung‘ 
dechiffriert werden“ (Becker/Müller 2024: 
82) müssen. Im Hinblick auf die Formung 
des sozialen Raumes kalkulieren ange-
wendete sowie angedrohte Gewalt damit, 
dass sich dadurch politisch unerwünschte 
Personen aus dem reklamierten Territorium 
entfernen. Darüber hinaus nehmen Bedro-
hungen Bezug auf die erhöhte Möglichkeit, 
dass solche Gewalthandlungen erneut zur 
Ausführung kommen könnten. Diese Mög-
lichkeit von Gewalt soll eine Meidung des 
Territoriums durch politisch unerwünschte 
Personenkreise nach sich ziehen. Ist diese 
Meidung nicht möglich, kann die gefühlte 
Bedrohung zu einer Selbstzensur potenziell 
Betroffener führen. 

Bislang wurden Formen expansiv-aggressi-
ven Raumkampfes thematisiert, die vorran-
gig mit Angst und Unterdrückung arbeiten. 
Die folgenden Einblicke in das empirische 
Material öffnen den Blick auf eine davon 
zu unterscheidende Form der sozialräumli-
chen Formung nach eigenen ideologischen 
Vorstellungen.

1.3.2.2 Offensiv, expansiv und hilfsbereit

Die Formung des sozialen Raumes ver-
läuft in vielen Fällen nicht vorrangig über 
das militante oder sogar gewalttätige He-
rausdrängen politischer Feinde, sondern 
funktioniert über das langfristige und plan-
mäßige Eindringen der eigenen Strukturen 
und ein sich unersetzbar Machen in diesen 
sozialen Räumen. Von dieser vor allem auf 
Langfristigkeit angelegten Vorgehensweise 
berichten Aktivist*innen: „Die ersten sind 
vor schätzungsweise 20 Jahren dorthin 
gezogen. Und es ist nur ganz wenigen im 
Dorf aufgefallen, dass die zu den Rechten 
gehören. Und die haben sich tatsächlich 
dann wunderbar ins Dorf eingebracht. Also 
wirklich so richtig klassisch. Schöne Sisy-
phusarbeit geleistet. Und auch später noch 
ein zweites Haus dazugekauft. Und weitere 
Völkische ins Dorf geholt. Es ist bekannt, 
dass diese erste Familie ziemlich aktiv war, 
um diesen nächsten Völkischen da den 
Weg zu bahnen.“

Das erste Element, hier bezeichnet als „Si-
syphusarbeit“, zeugt von der zugrundelie-
genden Kalkulation, Arbeit zu übernehmen, 
mit der man sich im sozialen Gefüge einen 
besonderen Standpunkt und eine Unersetz-
barkeit erarbeitet und damit, so die Akti-
vist*innen, einen Nerv trifft. Das zugrunde-

Neonazistischer Sticker, die im Umfeld von Gegendemonstrationen auftraten und einen Gebietsan-
spruch makieren sollten. Bildrechte: DEMOS e.V.
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darin, „dass in den Gesellschaften, in denen 
wir leben, so große Lücken sind, wo sich 
niemand mehr engagiert, wo niemand mehr 
Aufgaben übernimmt, wo einfach Men-
schen fehlen, die Aufgaben übernehmen. 
Das sind die Einfallstore für Rechte. Darum 
helfen die überall. Die machen die blöden 
Aufgaben auf dem Dorffest. Die waschen ab 
oder bei der Feuerwehr sind sie als erstes da 
und gehen als Letzte. Dann haben die noch 
fünf Kinder, die gleich mit anpacken.“

So wird sich gezielt der Ruf erarbeitet, „für 
die Feuerwehr doch schon so viel getan oder 
irgendwelche Geräte angeschafft [zu haben]. 
Oder sie machen Feste auf ihrem Hof für das 
Dorf. (…) Sie versuchen, an ganz vielen 
Stellen Hilfe anzubieten.“ Die Auswirkungen 
dieser offensiven Hilfsleistungen und ihrer 
raumeinnehmenden Wirkung werden deut-
lich am Beispiel einer dorfeigenen Tradition 
zur Vorbereitung eines Kartoffelfests. Bis-
lang fanden die Vorbereitungen, dass „die 
Kartoffeln gewaschen und geschält [wur-
den]“, immer bei einem Anwohner statt, 
„weil der nebenan vom Dorfgemeinschafts-
haus lebt“. Nachdem dieser sich, aufgrund 
der zunehmenden Spaltung des Dorfes in 
Befürworter und Gegner der Rechten, als ihr 
Gegner outete und diese Tradition aufkün-
digte, „ist die völkische Familie ganz schnell 
eingesprungen. (…) [D]a hatten die ja schon 
alles: den Platz, die Scheune, die da mitten-
drin steht, Veranstaltungsraum und dann 
hat sich das Dorf da getroffen“. Ein eindrück-
liches Beispiel für das expansive Erweitern 
der Einflusssphäre auf einer a) personellen 
und b) territorialen Ebene. Zu dieser ersten, 
personellen Ebene erläutert Andrea Röpke, 
dass sich bevorzugt „in strukturschwachen 

Regionen“ angesiedelt werde, mit dem 
klaren Anspruch „Ehrenämter in Schulen, 
Kindergärten und Vereinen zu besetzen 
und in die Ortsgemeinschaft hineinzu-
wirken“ (Röpke 2019: 29). Weitere Aus-
sagen der Aktivist*innen stützen diese 
These. Was Ebene b) angeht, zeigt sich, 
dass die Etablierung der eigenen Immobi-
lien als allgemein anerkannte soziale Orte 
eine grundlegende Kalkulation des Raum-
kampfes darstellt.

1.3.3 Immobilien als Mittel(punkt)  
des Raumkampfes

Sie versuchen Dorffeste auf dem eigenen 
Grundstück zu etablieren und ziehen be-
reits eingesessene Traditionen in ihren 
Wirkungskreis. Im Bild von Immobilien als 
Sturmlokalen bleibt eine Facette heutiger 
extrem rechter Immobilien unbeleuchtet. 
Wie bereits im theoretischen Kapitel zu 
Räumen und Immobilien ausgeführt wur-
de, soll die Funktion der Wehrfähigkeit um 
die einer Immobilie als Aushängeschild 
der eigenen Bewegung ergänzt werden. 
Aufgrund der strategischen Verwandt-
schaft zwischen expansiv, offensiv und 
hilfsbereitem Raumkampf ist es sinnvoll, 
diesen Aspekt hier zu thematisieren, be-
vor ich zur zweiten Facette im Sinnbild 
der Sturmlokale übergehe. Die lokale, ins 
ideologische Weltbild passende Bevöl-
kerung soll teilhaben an der eigenen Ge-
meinschaft und ebenso die extrem rech-
ten Akteur*innen in ihre Gemeinschaft 
einbinden. Diese sollen an der sozialräum-
lichen Formung teilnehmen und gleich-
zeitig selbst geformt werden. Im Zentrum 
dieser Idee steht nicht zuletzt, die eigenen 
Immobilien zum Mittelpunkt der Gemein-

schaft zu machen. Das Idealziel liegt darin, 
„dass man eine Anlaufstelle bietet für die 
Menschen in der Region, aber auch über-
regional. Damit die Leute dorthin kommen, 
sich aktiv an dem Haus beteiligen. Das ein 
bisschen beleben, dort vielleicht Lesekreise 
machen, Vorträge, Sport. Damit sich mehr 
Leute daran beteiligen und nicht einige 
wenige Personen sich an dem Haus ab-
arbeiten und versuchen das zu bespielen. 
(…) Also ein Raum für Vernetzung auf ver-
schiedensten Ebenen.“

Um dieses Ziel zu erreichen, werden lokale 
Gegebenheiten in die eigenen Überlegun-
gen einbezogen, um sich als legitimer Teil 
der Gesellschaft zu inszenieren und vor-
handene Lücken zu besetzen. Besonders in 
den bereits erwähnten strukturschwachen, 
vorrangig dörflichen Regionen gibt es da-
von reichlich. „Die finden einen sozialen 
Ort und da kannst du als Nazi perfekt rein-
strömen. Wenn ich mir die dörflichen Struk-
turen anschaue, da hast du keine Kneipen 
mehr. Das war ein wichtiger (…) sozialer 
Ort, wo sich Leute treffen und austauschen 
konnten.“

Und genau diese gesellschaftlichen Leer-
stellen würden, so die Aktivist*innen, gerne 
von Nazis besetzt, um einen niedrigschwel-
ligen Einstieg in die örtlichen Strukturen 
zu erlangen. Was für dörfliche Regionen 
gilt, lässt sich allerdings auch in urbanen 
Räumen erkennen, wo in bestehenden Im-
mobilien scheinbar unpolitische Barabende 
mit dezidiert günstigen Bierpreisen veran-
staltet werden. Darüber hinaus etablierten 
sich „Discoabende. Dann gab es auch mal 
eine Ladies Night. Dann gab es auch zu Fa-
sching Sachen. Dann gab es auch Kinder-

geburtstage. Du konntest dich da auch für 
einen schmalen Taler zur Hochzeit einmie-
ten. Zum Geburtstag, zum Kindergeburts-
tag, zum was auch immer“; und das alles 
in einer dezidiert extrem rechten Immobilie, 
allerdings beworben durch „irgendwelche 
Fremdanbieter“. Durch diese vermeintlich 
unverfänglichen Anlässe sollen Menschen, 
vor allem Jugendliche, an eine Umgebung 
herangeführt werden, in der sie subtil und 
nebenbei mit extrem rechter Politik in Kon-
takt gebracht werden können – alles über 
den Zugang, eine lokale gesellschaftliche 
Lücke zu füllen. In einem weiteren Inter-
view berichten Aktivist*innen davon, dass 
die extrem rechten Akteur*innen „ihre Er-
öffnungsfeier ausgeschrieben“ und dabei 
den Anspruch formuliert haben, „sich jetzt 
aktiv ins Gemeindeleben einbringen [zu 
wollen]“. Wie sie diesen Anspruch beispiel-
haft verfolgen, zeige sich im Versuch, „sich 
in Dorffeste hineinzuschwindeln. (…) Ihr 
Lokal ist so günstig gelegen, dass man es 
eigentlich räumlich nicht absperren kann. 
Das heißt, es ist mittendrin im Ort und die 
machen einfach ihre Schaufenster auf und 
schenken dort Bier und Gulasch aus zum 
Beispiel. Das heißt, für Besucher ist es nicht 
wahrnehmbar, dass sie eigentlich nicht da-
zugehören, weil die Gemeinde sagt, wer an 
der Veranstaltung teilnimmt, muss sich als 
Verein anmelden. Und die melden sich aber 
nicht bei der Gemeinde an, sondern sie 
melden eine eigene Veranstaltung an, was 
ja erlaubt ist. Und dadurch, dass sie ein Pub 
haben, sind solche Aktivitäten auch mit der 
Aktivität des Pubs vereinbar. Das heißt, sie 
dürfen das eigentlich auch, ohne eine Ver-
anstaltung anzumelden. So ein Gassenver-
kauf. (…) Ich weiß nicht, ob das aus ihrer 
Sicht ein glücklicher Zufall war oder ein 
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gesucht haben. Aber das Lokal als solches 
ist optimal gelegen.“

Das hier beschriebene Dorffest wird zum Ve-
hikel, um sich als legitimer Teil der Gemein-
schaft darzustellen. Dieses Wirken durch 
Besetzen gesellschaftlicher Knotenpunkte 
ist auf Langfristigkeit ausgelegt und ver-
folgt darüber hinausweisende Ziele. Bereits 
im Eingangszitat ist dargestellt, dass auf die 
erste eine zweite Immobilie folgt. Und auf 
eine Struktur folgen weitere. Das ist kein 
Zufall, sondern hat System: „Also die sind 
wirklich überall reingegangen. Und haben 
überall auch noch Völkische immer mit ein-
geladen. Auch auf Immobilien bezogen. Da 
haben sie es einfach geschafft. Das Ver-
trauen aufgebaut, sodass die nächsten Völ-
kischen kommen konnten. (…) Die haben 
wirklich das Dorf gespalten. (…) Das ist 
eigentlich die wichtigste Aussage. Dass das 
Dorf wirklich aufgeteilt ist in Leute, die das 
ablehnen und Leute, die das dulden.“

Auf die fortlaufende Besetzung und den Zu-
zug folgt auf kurz oder lang ein Kipppunkt, 
der hier beschrieben wird als Spaltung des 
Dorfes. Die Kräfteverhältnisse drehen sich. 

Während die militante Form der Raumergrei-
fung auch von einer optischen Unterscheid-
barkeit und damit verbundener Provokation, 
Selbstvergewisserung und Machtdemonst-
ration lebt, achten diejenigen, die ein lang-
fristiges Einsickern zur Hauptkalkulation er-
hoben haben, möglichst darauf, unter dem 
Radar der negativ-öffentlichen Wahrneh-
mung zu bleiben. Dazu achte man darauf, 
erläutert ein*e Interviewpartner*in, dass 
das Selbstverständnis der Strukturen intern 

bleibe. Zu diesem Zweck werde sich teil-
weise auch verkleidet; in Gesprächen 
im öffentlichen Raum verhalte man sich 
strategisch vorsichtig. Was sie aufrecht 
zu halten versuchen, ist „ein gewisses 
bürgerliches Image“, welches sie gegen 
öffentliche Anschuldigungen in Stellung 
bringen. Dazu werden die gefälligsten 
Formen sozialen Engagements genutzt, 
um sich zu inszenieren. „Jedes Jahr in der 
Adventszeit haben sie irgendwie so einen 
Weihnachtsmann rumgeschickt und ha-
ben den Kindern, den Kleinen, Schoko-
Weihnachtsmänner verteilt und damit 
vermitteln wollen: wir sind doch gar nicht 
so böse“. 

Auch das persönliche Gespräch werde ge-
sucht, um zu erklären, sie seien „keine Na-
zis. Das wird immer erzählt. Ich habe es so 
schwer hier. Jammer, Jammer, Jammer“. 
Und auch wenn die Aktivist*innen davon 
ausgehen, dass alle Angesprochenen ge-
nau wissen, „dass sie zu den Völkischen 
gehören“, denken sie, „das ist nicht so 
schlimm. Die tun doch nichts. Die sind 
doch nett. Die helfen so viel.“ Spätestens, 
wenn es zu öffentlichkeitswirksamen Ver-
öffentlichungen über Hintergründe und 
Strategien komme, werde versucht, dies 
mit juristischen Mitteln einzudämmen.

1.3.4 „Burgen im Feindesland“

Nach dem notwendigen Einschub der 
Immobilien als Mittel(punkt) des Raum-
kampfes, komme ich zurück zum Bild des 
Sturmlokals, um die Dimension des Rück-
zugsortes zu thematisieren. 

Um die Bedeutung dieser Rückzugsorte zu 
beschreiben, zitiert Longerich die offizielle 
Berliner SA-Chronik, in der erklärt wird, 
dass ein Sturmlokal „die befestigte Stellung 
in der Kampfzone [ist]. Es ist der Abschnitt, 
der Ruhe und Sicherheit vor dem Gegner 
gewährt, Erholung und Stärkung nach an-
strengendem Dienst“ verspreche und der 
„hierdurch im weiteren Sinne zum Träger, 
Bewahrer und Erneuerer des SA-Geistes 
[werde]. In ihren Sturmlokalen erleben 
die Männer das, was ihnen zu Hause fast 
immer fehlt: das warme Herz, die helfende 
Hand, das Interesse an ihrem ‚Ich‘, den 
Gleichklang des Fühlens und Denkens ihrer 
Gemeinschaft“ (Engelbrechten 1937: 85). 

Der hier propagandistisch überspitzte Ef-
fekt ist in seiner zwischenmenschlichen 
Bedeutung kaum zu überschätzen. Als Ort 
der Vergemeinschaftung (siehe Weber 
2014: 29f.) dienen extrem rechte Immobi-
lien auch heute noch als „Anlauf- und ver-
lässliche Treffpunkte[. Sie] ermöglich[en] 
den Aufbau kontinuierlicher Beziehungen 
und erleichter[n] die Entstehung von Ge-
meinschaftsgefühlen“ (Döring 2008: 185). 
Innerhalb dieser Treffpunkte finden, formen 
und erhalten sich Strukturen nicht nur, sie 
akquirieren auch potentiellen Nachwuchs, 
indem die Zugangsschwelle für rechte Ju-
gendliche und junge Erwachsene niedrig 
gehalten wird. In den Lokalen bestehen 

Der Barbereich der AfD-nahen Fassfabrik Hachenburg. Ein Sammelsorium extrem rechter Organisatio-
nen als Aufkleber und Alkohol in Mengen. Bildrechte: DEMOS e.V.



18 19darüber hinaus szenegerechte Möglichkei-
ten, Geselligkeit zu leben: „zu plaudern, zu 
debattieren, Musik zu hören, Informationen 
über stattfindende Aktivitäten zu erhalten 
oder sich über vergangene auszutauschen, 
zu lungern und Alkohol zu konsumieren“ 
(Döring 2008: 184). 

Neben potenziellem Nachwuchs werden die 
Räumlichkeiten auch von älteren Kamera-
den frequentiert. Im Gespräch mit anderen 
spielen die „Geschichten von ‚damals‘“ eine 
große Rolle. In diesen stilisieren die altge-
dienten Kameraden ihre Erlebnisse hoch 
und vermitteln zugleich „jüngeren Zuhörern 
die Historie ‚der Bewegung‘“ (Döring 2008: 
185). Diese Interaktion hat einen integrati-
ven Effekt auf alle Beteiligten. Während die 
Erzählenden zu heldenhaften Zeitzeug*in-
nen stilisiert, sowie ihre Taten und damit ver-
bundenen Opfer anerkannt werden, dienen 
die „Erzählungen selbst erlebter oder von 
anderen gehörter Kampfgeschichten über 
Konfrontationen mit dem politischen Gegner, 
mit Asylsuchenden, Eingewanderten oder 
ausländischen Menschen sowie Gespräche 
über Aufmärsche und RechtsRock-Konzerte 
(…) [als] vorbildhafte Anleitungen für poli-
tische und gewaltförmige Aktivitäten“ (siehe 
Döring 2008: 186) des Nachwuchses. Hier 
findet sich auch ein Grund für die euphemis-
tische Personalisierung der Immobilien als 
„Träger, Bewahrer und Erneuerer“ wieder, 
weil hier alte, neue und aktive Kader symbo-
lisch in den Dienst und die Ahnenreihe der 
eigenen Bewegung gestellt werden. Neben 
der Vergemeinschaftung werden potenzielle 
Kader identifiziert und ausgebildet. In den 
Immobilien „werden Menschen geschult, 
mit verfassungsfeindlichen Inhalten“, wie 
Interviewpartner*innen zu berichten wissen. 

Aber nicht nur Ideologieelemente werden 
in Vorträgen, Bürger*innensprechstun-
den und ähnlichem vermittelt. Je nach 
Ausrichtung der Strukturen sollen Hand-
lungskompetenzen geschult werden – 
von Knowhow im parlamentarischen Be-
trieb bis hin zu Gewaltfähigkeiten durch 
Kampfsporttraining. Immobilien bieten 
potenziellen Raum zur Weiterentwicklung 
der eigenen Strukturen. Diese Aspekte der 
individuellen wie auch kollektiven Rehabi-
litation und Reproduktion physischer, psy-
chischer wie auch ideologischer Kampffä-
higkeit sind in ihrer Bedeutung essenziell 
und werden entsprechend verteidigt.

Diese „Abschnitte der Ruhe und Sicher-
heit innerhalb der Kampfzone“, diese 
„Burg[en] im Feindesland“ (Heise 2013: 
1), werden speziell für ihre Aufgabe aus-
gewählt und teilweise ausgebaut, wie es 
in Interviews erläutert wird. Beispielswei-
se indem die Vorteile der Straße, in der die 
Häuser stehen, genutzt werden. „Sprich, 
das sind zwei Häuser, die Straße ist nur 
einseitig, also es ist eine Einbahnstraße. 
Dazu hat das Gebiet eine Tiefgarage, wo 
eben Fahrzeuge sicher geparkt werden 
können. Mittlerweile haben die ihren 
Innenhof auch von außen zugebaut und 
überdacht, (…) also die bauen sich da 
schon ein, um für sich sicher zu sein.“

Andere nutzen die örtlichen Gegebenhei-
ten, indem sie die lokale Bevölkerung als 
unfreiwilligen Schutzschild missbrauchen. 
Beispielsweise indem öffentlich adres-
siert und verbreitet wird, dass im direk-
ten Umfeld Geflüchtete wohnen würden, 
denen die Gegenseite sicher keine Angst 
machen und deswegen nicht vor Ort auf-

tauchen wollen würde. Besonders für als 
schützenswert wahrgenommene Veranstal-
tungen wird ein großer Aufwand betrieben, 
um den „Sicherheitsaspekt für eigene Leu-
te und Struktur[en]“ sicherzustellen und die 
Immobilien als Rückzugsort zu verteidigen. 
„Die bauen das ja auch immer mehr zur 
Festung aus. Jeder Riss in der Wand wird 
zugeschmiert, jede Schiebetür, wo man 
durchschauen könnte, wird zugenagelt. 
Und auf dem Gelände werden Planen auf-
gehängt, damit man von draußen nicht 
reingucken kann. Also ich vermute, dass 
die irgendwann auch Tarnnetze nach oben 
aufhängen werden.“ 

An anderer Stelle wird das an die Immobilie 
angrenzende Grundstück genutzt und dann 
„komplett mit Sichtschutzzäunen umstellt“, 
um sich als „Versammlung in geschlosse-

nen Räumen“ gegenüber dem Einwirken 
von Gegenprotest oder den Behörden zu 
schützen. Die Folgen resümierend erklären 
die Aktivist*innen, dass in diesem Fall „die 
Polizei (…) nicht auf das Gelände gehen 
[wird], wenn nicht von außen klar sichtbar 
ist, dass dort Straftaten stattfinden. Es gibt 
keine Auflagenbescheide bzw. nur Aufla-
gen, dass um 22 Uhr die Musik nicht mehr 
gespielt werden darf oder nur in einem sehr 
begrenzten Lärmpegel.“

Für die Nazis bedeute das vor allem, dass 
sie „einfach viel weniger Fremdeinwir-
kung“ zu befürchten und einzukalkulieren 
hätten. Über diese baulichen Maßnahmen 
hinaus sind die Strukturen teilweise bereit, 
zu präventiven Sicherheitsmaßnahmen zu 
greifen. So berichten Aktivist*innen über 
die Reaktion lokaler Neonazis auf bundes-

Raum in der AfD-nahen Fassfabrik Hachenburg. Umgeben von Flaggen der ehemaligen Ostegebiete 
trainierten hier mutmaßlich Neonazis Kampfsport. Bildrechte: DEMOS e.V.



20 21weit bekannt gewordene Angriffe gegen 
organisierte und militante Nazis. So sei nach 
dem sogenannten Antifa-Ost-Verfahren 
in der lokalen Nachbarschaft Infomaterial 
verteilt worden mit dem Hinweis, sich „vor 
linker Bedrohung und Angriffe[n] auf rech-
te Immobilien und Nationalisten“ in Acht 
zu nehmen. Aus Sorge vor möglichen An-
griffsszenarien und zu deren Prävention sei 
auch erst, so vermuten die Aktivist*innen, 
die Anmietung geschützter Parkplätze, Ver-
gitterung von Fenstern und der Einbau eines 
schweren Hinterhoftors erfolgt. Regelmäßig 
würden bei Veranstaltungen darüber hinaus 
auch „Nazis als Wachschutz“ abgestellt, um 
auf die Immobilien aufzupassen, was sich 
zeitweise bis hin zu technisch ausgerüsteten 
Patrouillen im Viertel steigere. Dass beson-
dere Anlässe unter anderem durch aktive 
Wachposten abgesichert werden, bestäti-
gen auch andere Aktivist*innen, die bei dem 
Versuch, eine szeneinterne Eheschließung 
zu beobachten, darauf stießen, dass „die Zu-
wege zu dem Parkplatz (…) mit Autos quer-
gestellt [blockiert wurden]. Im gesamten 
Umfeld (…) standen plötzlich vermummte 
junge Männer, die geguckt haben, ob je-
mand durch den Wald kommt. Die waren mit 
Funkgeräten ausgerüstet“, um den Schutz zu 
organisieren. Über einen Fall spontaner Ver-
teidigungshandlungen berichten Aktivist*in-
nen in einem anderen Interview. Durch eine 
Lücke in den Straßenabsperrungen der Poli-
zei sei eine antifaschistische Kundgebung, 
anders als durch die Behörden beabsich-
tigt, direkt vor die Immobilie gelangt, gegen 
die sie demonstrierte. Als direkte Reaktion 
stürmten die Nazis raus, „auch bewaffnet 
(…), also mit großen Kanthölzern, wo teil-
weise Nägel oben drin steckten, die haben 
auch keinen Hehl daraus gemacht. Die hat-

ten Pfefferlöscher in der Hand und haben 
eben auch ganz klar kommuniziert, wer zu 
nah kommt, wird damit angegriffen“. Eine 
Anekdote, die die Verteidigungsbereit-
schaft der Szene ihren Immobilien gegen-
über beispielhaft darstellt. 

Am Ende muss konstatiert werden, dass 
die beschriebenen Mittel und Kalkulatio-
nen rechten Raumkampfes auch ohne ex-
trem rechte Immobilien praktikabel sind. 
Allerdings müssen diese als maßgebliche 
Katalysatoren und massive strategische 
Vorteile extrem rechter Raumergreifungs-
kämpfe verstanden werden. Zu bedeu-
tend ist der Einfluss dieser Ressource auf 
sozialer wie infrastruktureller Ebene. 

2 DIE GEGENSTRATEGIEN  
IN DER PRAXIS

Die Betrachtung der Gegenstrategien in 
der Praxis bildet den empirischen Teil der 
Arbeit ab. Zunächst werden die konkreten 
strategischen Mittel und die dahinter-
liegenden Überlegungen im Hinblick auf 
unterschiedliche Adressat*innen erläutert. 
Darauf folgt eine Zusammenfassung der 
übergeordneten Ziellogiken. Die Wahl der 
richtigen strategischen Mittel hängt immer 
ab vom Umfeld und weiteren Akteur*innen 
in diesem. Beide Aspekte werden anschlie-
ßend bearbeitet.

2.1 Recherche und Aufklärung:  
Konfrontieren und aktiveren

Grundlegend für jeden Kampf gegen ex-
trem rechte Immobilien sind Recherchen 
zu den Gegner*innen und ihren Strategien. 
Besonders bei Immobilien, die nicht dafür 
gedacht sind in der Öffentlichkeit zu ste-
hen, besteht die erste Rechercheleistung 
in der Klärung, wer sich wo trifft. Den Ak-
tivist*innen zufolge findet ein Großteil der 
Recherche „über Social-Media-Arbeit statt. 
(…) Das Informieren darüber, was dort 
passiert, wie das einzuschätzen ist“, was 
sich dann „in der Form von meistens eher 
rudimentärer Analyse zu diesen Gescheh-
nissen, zu diesen Gruppierungen“ nieder-
schlage. Darüber hinaus gehe es darum, 
„immer sehr intensiv [zu] dokumentier[en], 
einfach wer ist da, (…) wie viele Autos, 
(…) bestimmte Kennzeichen“, um damit 
Rückschlüsse auf mögliche Zusammenhän-
ge ziehen zu können. Wenn beispielsweise 
„an dem Tag zufällig was passiert, ein An-

schlag auf ein linkes Wohnprojekt nachts. 
Da ließen sich Parallelen feststellen, immer 
wenn dann [in der Immobilie] gut was los 
war, und auch immer bestimmte Autos da 
waren, konnte man Rückschlüsse ziehen“.

Entsprechendes Material wird dabei aus 
öffentlichen wie halböffentlichen Quellen 
bezogen und teilweise investigativ recher-
chiert. Das Material wie auch die Analysen 
dienen einerseits als Grundlage der eige-
nen Strategie. Andererseits werden die ge-
wonnenen Informationen zu strategischen 
Ressourcen. Die Aktivist*innen erläutern, 
dass Informationen bei Vorträgen zur Mo-
bilisierung von Protestteilnehmenden, den 
Kundgebungen selbst, Flyerverteilaktionen 
und „Outings“ eingesetzt werden. „Ou-
tings“ stellen dabei insofern eine Unter-
kategorie dar, als diese wiederum in Form 
von Flyern, Artikeln etc. verbreitet werden 
können. Der Begriff „Outing“ beschreibt, in 
den Darstellungen der Interviewpartner*in-
nen, das Veröffentlichen von zusammen-
getragenen Informationen über Neonazis 
bzw. deren Strukturen. Von anderen For-
men der Öffentlichkeitsarbeit und inves-
tigativem Journalismus würden sich Ou-
tings insofern unterscheiden, als dass die 
Veröffentlichungen anonymisiert erfolgen, 
nicht zwingend journalistische Standards 
berücksichtigen und Informationen enthal-
ten können, deren Herkunft und Validität 
von Außenstehenden meist nicht geprüft 
werden können. 
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„Was Nazis (…) am meisten abfuckt (…) 
ist einfach, dass Fotos von denen existieren. 
Und deswegen haben wir uns immer darum 
gekümmert, (…) dass Journalisten da sind 
und dass, egal wer da gekommen ist, abge-
lichtet wurde. Das haben wir uns zur Aufga-
be gemacht.“ Warum diese Fotos überhaupt 
ein Problem für die rechte Szene und ihre 
Akteur*innen darstellen, erklärt eine andere 
Gruppe: „Das ärgert die total, dass da plötz-
lich eine Öffentlichkeit ist. Das wollen sie auf 
alle Fälle nicht, dass da wer guckt und diese 
Zusammenhänge aufhellen kann. (…). Wenn 
nachgewiesen werden kann, wer das ist.“

Die Wirkung könne dabei sogar so weit rei-
chen, stellen die Aktivist*innen dar, dass  
die entsprechende Öffentlichkeitsarbeit 
einer aktivistischen Kameradschaftsstruktur 
„den Gnadenstoß [gibt]. Die waren super ak-
tiv. Aber innerhalb von einem Jahr wurden 
glaube ich sieben oder acht Mitglieder von 
denen komplett geoutet. (…) Die haben je-
de Aktion auf Twitter gepostet. Und Antifas 
haben unter jede Aktion drunter gepostet, 
wer denn da plakatieren war. Wenn man in 
der Nacht hinterher gefahren ist, alle Plaka-
te nass wieder eingesammelt hat, die kurzer-
hand auf dem Rückweg bei denen vor der 
Tür hingeworfen und auf Twitter dann ein-
fach geschrieben hat, hey, das waren doch 
Kamerad XY und Kamerad XY mit Auto Z 
und dem und dem Kennzeichen. Cool, dass 
ihr unterwegs ward. Und dann hörte es auf, 
dass die posten.“

Die Aktivist*innen sprechen davon, dass ex-
trem Rechte über Fotos in „eine Öffentlich-
keit“ gezogen werden, die es ermöglicht, 

„diese Zusammenhänge aufzuhellen“, um 
damit möglicherweise ganzen Strukturen 
„den Gnadenstoß“ zu geben. In einem an-
deren Interview wird dagegen festgestellt, 
dass „die Strategie, zu sagen, ja okay, wir 
machen Aufklärungsarbeit“ nicht zum 
gewünschten Erfolg geführt habe. Was 
sind aber nun die zugrundeliegenden 
Überlegungen über die Wirksamkeit von 
Recherche- und Öffentlichkeitsarbeit? In 
einigen geführten Interviews, die deren 
Auswirkung auf extrem Rechte ausführen, 
finden sich Hinweise, die in der Gesamt-
schau eine Annäherung an die dahinter-
liegende Kalkulation ermöglichen. So wird 
erläutert, dass verschiedene Gruppen 
der extremen Rechten unterschiedlich 
auf Veröffentlichungen über sie reagie-
ren. „Ich glaube, die Mittel, welche sich 
lohnen, sind sehr kaderabhängig bei den 
Nazis, wen es treffen soll. Leute, die seit 
zehn Jahren dabei sind, die braucht man 
eben nicht outen. Jeder weiß, dass sie 
Nazi sind, die tragen das offen zur Schau. 
Das wäre vergebene Liebesmüh (…). Bei 
jungen Leuten ist es das, [was hilft].“

Diese „jungen Leute“ werden dabei defi-
niert als diejenigen, „die relativ neu in die 
Szene kommen, die sich beweisen wol-
len, die aber auch noch viel zu verlieren 
haben“. Was sie dabei verlieren können, 
was also den Unterschied zu den alten 
Kadern hier darstellt, ist die Abhängigkeit 
von einer sanktionierungsfähigen Umwelt 
außerhalb der extrem rechten Szene. 
Denn „in dem Moment, wo du geoutet 
wirst, wo Leute dich in deiner Schule auf 
deine politische Gesinnung ansprechen, 
wo vielleicht deine Schwester, die auch 
in der rechten Szene ist, auf einmal ihren 

Job deswegen verliert oder sowas, über-
legst du dir, wenn du vielleicht auch noch 
Anfang 20 bist oder so, ob das so der Weg 
ist. (…) Dann überlegst du dir, boah, das ist 
gar nicht so geil. Immer mit meinen sechs 
Leuten in der Karre und plakatieren, das 
macht Spaß. Aber wenn es dann irgendwie 
konkret wird, ob das dann so das Zukunfts-
ding ist, hinterfragen dann doch viele.“

Es geht dabei um zumeist junge Menschen, 
die in eine Gesellschaft eingebettet sind, in 
der ihre Zugehörigkeit zur extrem rechten 
Szene Nachteile mit sich bringen kann. Die-
se Abhängigkeit wird als potenzieller Hebel 
von Öffentlichkeitsarbeit verstanden.

Neben der hier eingeführten Unterschei-
dung zwischen „Leuten die lange dabei“ 
sind, die also als Nazis bekannt sind und 
„jungen Leuten“, die quasi noch etwas zu 
verlieren haben, darf die Unterscheidung 
zwischen denjenigen, die aggressiv ihre 
Weltanschauung nach außen tragen und 
denen, die taktisch dazu neigen, Selbst-
verharmlosung zu betreiben, nicht verges-
sen werden (siehe auch „2.2. Gegnerische 
Strategien mit Bezug zu extrem rechten 
Immobilien“). Bei der zweiten Gruppe funk-
tioniere „dieses klassische Nazis-aus-der-
Deckung-holen (…) echt super gut, weil du 
hast [zum Beispiel] bei den AfDlern mehr 
Leute, die sich dann auch irgendwie mal 
das Gesicht zuhalten“. Das sei, so wird er-
läutert, bei anderen Gruppierungen anders, 
„da würdest du Anschiss kriegen, wenn du 
dich da irgendwie krass vermummst oder 
so. (…) Und das ist bei der AfD schon an-
ders und da funktioniert es gerade, habe 
ich das Gefühl, relativ gut, wirklich einfach 
konstant zu sagen: Da ist die Veranstaltung, 

da macht ihr das, da hängen die und die 
Leute mit drin und wir rücken euch in den 
Fokus. Und wenn du mit deiner Privatkarre 
zu diesem Vortrag im Parteibüro kommst, 
(…) dann läufst du Gefahr, dass deine Kar-
re im Internet ist.“

Aus der Beobachtung heraus, dass Ange-
hörige der einen Gruppe dazu neigen, die 
eigene Identität zu verbergen, schlussfol-
gern die Akteur*innen eine Möglichkeit der 
Intervention. Diese subjektive Unsicherheit 
derjenigen, die ihre Identität schützen wol-
len, erstreckt sich auf alles, was passieren 
könnte. Beispielsweise, dass die „Karre im 
Internet“ landet. Aber auch Personen, die 
ihr Gesicht zeigen und damit ausstrahlen, 
dass eine subjektive Verunsicherung nicht 
existiert, können durch Öffentlichkeitsar-
beit hart getroffen werden. Solche jungen 
Neonazis, die keine Verunsicherung zeigen, 
können sich Probleme innerhalb der Schule 
oder im persönlichen Umfeld einhandeln. 
Ein anderer „postet auf Social Media, wie 
er mit einer Waffe [in der Öffentlichkeit vor 
einem verhassten Parteibüro posiert], mit 
irgendwie einem flotten Spruch. Das krie-
gen Antifaschist*innen mit, das wird von 
linksradikaler Szene in die Öffentlichkeit 
getragen, (…) dann rocken die Bullen dem 
in die Bude und der kriegt die höchsten An-
zeigen, ist ganz oben beim Staatsschutz. 
(…) [B]ei dem ist das eine Frage der Zeit, 
der macht das noch zwei Mal und dann ist 
der auch erstmal weg.“

Während diese Maßnahmen von außen 
wirken, können Recherchen und Öffent-
lichkeitsarbeit auch Druck auf das innere 
Gefüge einer Gruppe ausüben und latente 
Spannungen befeuern. Beispielhaft dafür 
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ten Parteiakteur, dessen Vergangenheit als 
Gewalt- und Sexualstraftäter durch eine 
Recherche auch in dessen eigener Partei 
thematisiert wurde. Das führte dazu, dass 
er „dann aufgrund des Drucks, auch von der 
eigenen Partei natürlich, den [Posten] abge-
geben“ hat.

Die Dynamik innerhalb einer extrem rechten 
Struktur wird auch in der folgenden Erzäh-
lung genutzt. Die Aktivist*innen berichten 
davon, flankierend zu anderen Mitteln „ver-
sucht [zu haben], weil dieser [Immobilienbe-
treiber] als Schlüsselfigur nicht so gefestigt 
war, (…) interne Streitigkeiten, von denen 
wir mitbekommen haben, auszuspielen. Was 
weiß ich, dass man mit Fake-Accounts ver-
sucht, genau in diese Kerbe reinzuhauen.“

In diesem zweiten Fall steht die interne 
Öffentlichkeit der rechten Szene im Vorder-
grund. Hier wird erworbenes Wissen mit 
dem Ziel eingesetzt, die „Schlüsselfigur“ der 
Immobilie zu destabilisieren.

Recherche und Öffentlichkeitsarbeit folgen 
einer Logik des Eindämmens und aktiven 
Einschränkens extrem rechter Handlungsop-
tionen, ob sie jedoch wirksam werden, hängt 
von individuellen Faktoren ab. Das Alter und 
die Lebensphase, die Strukturzugehörigkeit 
und auch Verankerung der Personen in der 
Szene spielen eine große Rolle, ob diese 
Mittel Wirkung zeigen oder eine Jetzt-erst-
recht-Mentalität befördern. Darüber hinaus 
sind subjektive Unsicherheiten und manife-
ste Schwachstellen ausschlaggebend. Wäh-
rend subjektive Unsicherheiten sich auf alle 
potenziellen Folgen von Recherche und Öf-
fentlichkeitsarbeit (wie bspw. mögliche so-

ziale Ächtung, Probleme im Job, etc.) be-
ziehen, sind manifeste Unsicherheiten an 
tatsächliche Gefahren geknüpft. Während 
potenzielle Folgen nicht eintreten müssen, 
aber die Angst vor diesen zu einer Selbst-
zensur führen kann, entfalten manifeste 
Gefahren eine Wirkung, selbst wenn die 
Person sich dieser Gefahren im Vorhinein 
nicht bewusst war. So kann die Angst vor 
sozialer Ächtung verhindern, dass eine 
Person sich traut, in der Öffentlichkeit für 
eine extrem rechte Struktur aufzutreten. 
Gleichzeitig kann eine ihrer Sache sichere 
Person den Job verlieren, ohne diese Ge-
fahr vorher bedacht zu haben.

Während die beschriebenen Wirkungen 
von Recherche und Öffentlichkeitsarbeit 
für extrem rechte Akteur*innen im Allge-
meinen gelten, wird ihr Effekt im Kontext 
extrem rechter Immobilien dadurch ver-
stärkt, dass sie potenziell wie manifest 
„eine dauerhafte Störung der Aktivität 
dort“ darstellen und dafür sorgen, dass in 
diesen Rückzugsorten „keine Normalität 
einkehren kann. Dass das Besuchen von 
Veranstaltungen dort immer damit ver-
bunden ist, dass man irgendwie komisch 
durch den Hintereingang gehen muss, 
dass man sich da nicht so frei bewegen 
kann, wie man das vielleicht gerne bei 
einer regulären Veranstaltung tun würde, 
sich nicht sicher sein kann, dass das nicht 
dokumentiert wird, dass einen niemand 
erkennt.“ Manifest gefährlich sind Re-
cherche und Öffentlichkeitsarbeit für eine 
Immobilie, wenn Menschen, vor allem 
junge oder neue Personen, durch die po-
tenzielle Gefahr ihrer Verbindung mit der 
Immobilie von einem unbefangenen Be-
such abgehalten werden. Über diese be-

absichtigte und/oder beobachtete Wirkung 
von Recherche und Öffentlichkeitsarbeit 
auf extrem Rechte hinausgehend, zielt eine 
weitere auf die Zivilgesellschaft selbst.

2.1.2 Zivilgesellschaft

Das Wirken auf gesellschaftliche Akteur*in-
nengruppen verfolgt eine andere Stoßrich-
tung als das Einwirken auf extrem rechte 
Akteur*innen. In einem der Interviews wird 
die Verbreitung von Rechercheergebnissen 
als eigene Strategie beschrieben, deren 
Mittel in der Öffentlichkeitsarbeit liege, 
„also Flyer verteilen, aber auch versuchen, 
mit Pressebeteiligung Bewusstsein dafür 
zu schaffen, dass das ein Problem ist und 
dass da Handlungsbedarf besteht, dass die 
Leute wachsam bleiben sollen in der Stadt. 
(…) Gleichzeitig aber auch, dass wir, wenn 
was passiert ist, das dokumentiert haben 
(…). Dass natürlich auch immer die Appel-
le an die Politik da waren, oder auch an die 
Polizei, da härter durchzugreifen.“

Die dahinterstehende Hoffnung ist, dass 
gesellschaftliche Gruppen nur mit aussage-
kräftigen Informationen überzeugt werden 
müssen, um gegen die Immobilie und ihre 
Besitzer*innen zu agieren. Denn an den Re-
cherchen könne man, wird in einem ande-
ren Interview erläutert, „eben was deutlich 
machen. Hier, die haben Verbindungen zu 
Leuten, die sind NPD, die sind AfD, die sind 
in den Jugendorganisationen, die waren 
bei der HDJ, die sind irgendwie in Terror-
verfahren involviert, die hat Kontakt zu je-
mandem, der ist bei Combat 18 gewesen. 
Solche Sachen. (…) Das ist ein ganz wich-
tiger Schritt, ihnen das auch zu belegen, 
was tun diese Leute konkret und mit wem 

sind die unterwegs. Dann ist es eben nicht 
nur ein harmloses [Treffen](…), da geht 
es nicht nur um eine Tradition, sondern es 
geht eben auch um Vernetzung und um so 
ein Szene-Treffen.“

Mit den Mitteln der Öffentlichkeitsarbeit 
soll zunächst eine Problemwahrnehmung 
erreicht und damit Handlungsdruck auf 
gesellschaftliche Gruppen erzeugt werden. 
Beispiele, die solche Überlegungen be-
inhalten, finden sich vielfach im Interview-
material und verdeutlichen, dass Recher-
che- und Öffentlichkeitsarbeit durchweg 
als Startpunkt eines breiten Engagements 
gegen extrem rechte Immobilien gese-
hen wird. Eine Initiative beschreibt die 
Recherche- und Öffentlichkeitsarbeit als 
„ganz wesentlich für den Veränderungs-
prozess“. Eine Informationsveranstaltung, 
bei der sie alle „komprimiert erfahren ha-
ben, was da draußen passiert“, wird zum 
„großen Umbruch“ erklärt, der den Start 
der Initiative markiere. Auch ein anderer 
zivilgesellschaftlicher Verein erläutert, dass 
erst die gut dokumentierten Erkenntnisse 
einer Recherchegruppe dazu geführt hät-
ten, dass sie als Gruppe entstanden sind 
und eine Grundlage hatten, mit der sie 
nun weiterarbeiten. Neben der Wirkung 
als Aufwachmoment und Startschuss für 
zivilgesellschaftliches Engagement wird 
dem erworbenen Wissen eine legitimie-
rende Wirkung für das eigene Handeln 
zugeschrieben. Dieses Wissen erst würde 
deutlich machen, dass „es hier wirklich um 
etwas ganz Konkretes geht“, das „über die-
sen Anlass der Immobilie hinaus eben auf 
die dahinterliegende Weltanschauung und 
die Gefahr aufmerksam“ mache. Wird die 
Informationsgewinnung als eigene Aufga-
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darüber hinaus als „Experten vor Ort“, die 
gewisse Kompetenzen erwerben, sich posi-
tionieren und als Ansprechpartner*innen zur 
lokalen Situation „aussagefähig“ sind.

In einem anderen Interview berichtet ein*e 
Aktivist*in von einem kommunikativen Er-
folg der gemeinsamen Arbeit, der mit der 
Recherche und Öffentlichkeitsarbeit in Ver-
bindung gebracht wird. Sie erklärt, dass für 
ihre Gruppe „immer wichtig war, (…) im 
Gespräch [zu] bleiben. Ich fand es immer 
wirklich gut, wenn ich in der Uni unterwegs 
war und mitbekommen habe, dass sich Stu-
dierende darüber unterhalten oder dass ich 
gehört habe, heute wurde Nazi-[Name der 
Person] mal wieder in der Mensa angepö-
belt von irgendeinem normalen Studi. (...) 
Das hat funktioniert. Die Leute ergreifen von 
sich aus auch Initiative. Das fand ich auch 
immer wirklich wichtig. (...) Menschen re-
den mit anderen in ihrem Umfeld, kommen 
zu den Demos, reden ganz normal in der 
Uni drüber und pöbeln dann vielleicht auch 
mal oder gucken auf irgendwelche Inter-
netseiten und gucken sich die Nazis an und 
sagen, das ist der in meinem Seminar, finde 
ich nicht gut. Das war für mich immer so die-
ses, wenn man es schafft, im Gespräch zu 
bleiben. Wenn sozusagen die Stadt darüber 
redet, was man selber möchte.“

Aus der Beobachtung heraus, dass sich „nor-
male Studis“ in der Öffentlichkeit über die 
Immobilie und deren Betreiber*innen unter-
halten und auch „die Stadt darüber redet“, 
schlussfolgern die Gesprächspartner*innen 
einen kommunikativen Zwischenerfolg. Die 
eigenen Mittel entfalten Wirkmacht in der 
Zivilgesellschaft. Darüber hinaus wird die 

Beobachtung, dass auch „normale Stu-
dis“ Initiative ergreifen und in der Men-
sa einen Nazi erkennen und „anpöbeln“, 
als Hinweis auf eine allgemeine Toleranz 
dieser Handlung in der Öffentlichkeit ge-
wertet. Neben diesen Impulsen innerhalb 
der Zivilgesellschaft kalkuliert Recherche-
arbeit und das Verbreiten ihrer Ergebnisse 
damit, „dass staatliche Stellen aufmerk-
sam werden. Und das spielt natürlich 
auch eine Rolle, müssen wir sagen. (…) 
Ich glaube, der Staat kann da mehr ma-
chen als wir.“

2.1.3 Stadt und Staat

In den Gesprächen werden Politik, Polizei 
und Verwaltungsbehörden zumeist ohne 
klare Abgrenzung voneinander benannt. 
In der Realität gibt es durchaus Unter-
schiede in den Handlungskompetenzen 
und strukturellen Logiken, die es zu be-
achten gilt. Besonders investigative Ent-
hüllungen, die strafrechtlich relevante 
Tatsachen beinhalten, kalkulieren mit 
ein, dass Strafverfolgungsbehörden zu 
Handlungen gedrängt werden. Erhalten 
solche Behörden Kenntnis über Strafta-
ten, zwingt sie das Legalitätsprinzip, zu-
mindest in der Theorie, zu eigenständigen 
Recherchen.

Verwaltungsbehörden wiederum sind – 
ihrer jeweiligen Kompetenzzuweisung 
entsprechend – unterschiedlichen Sach-
verhalten gegenüber sensibilisiert und 
in der Lage, Handlungen vorzunehmen. 
Werden beispielsweise Baubehörden auf 
bauliche Mängel oder Unzulänglichkeiten 
aufmerksam, kann das eine Begrenzung 
der maximalen Personenzahl oder gar 

eine baurechtliche Sperrung für Teile oder 
die gesamte Immobilie nach sich ziehen. 
Das Ordnungsamt wiederum ist in seiner 
Funktion und in Absprache mit anderen 
Stellen verantwortlich für Auflagenbe-
scheide und die Zuweisung von Freiheiten 
für Veranstaltungen und Demonstratio-
nen. Darüber hinaus sind Behörden an die 
Politik angeschlossen und daher in einem 
hohen Maße für Impulse aus dieser er-
reichbar. So berichten Aktivist*innen, dass 
sie es, dadurch dass der Ministerpräsident 
sich angekündigt hat, während eines kurz-
fristig angesetzten Kooperationsgesprächs 
erreicht haben, Druck aufzubauen. „Und 
dann hören die, (…) die Busse [mit Gegen-
demonstrant*innen Anm. SZ] sind unter-
wegs, die kommen jetzt hier an, und dann 
kriegte das Ordnungsamt schon die ersten 
Funksprüche von der Polizei, dass die Bus-
se kommen. Und da kriegten die natür-
lich noch mehr Panik, weil unser kleines 
Dorf das ja nicht hergibt, und die wussten 
auch, dass die Nazis auch unterwegs wa-
ren, also das hätte in diesem Dorf einfach 
geknallt. Dann haben die Bullen die Nazis 
weggeschickt, wir durften zwar eine kleine 
Demo machen, aber das Rechtsrockkonzert 
wurde unterbunden, weil der Ort sonst ge-
sprengt worden wäre, das wäre nicht mög-
lich gewesen.“

Parallel dazu berichten andere Aktivist*in-
nen, dass eine verstärkte und kontinuier-
liche Öffentlichkeitsarbeit den Druck auf 
die Behörden erhöht. Das werde immer 
dann nötig, wenn das Legalitätsprinzip in 
der Realität hakt. „In dem Moment, wo du 
irgendwann alle zwei, drei Monate – weil 
Antifa-Strukturen weiter berichten –, den 
‚Spiegel‘, die ‚Zeit‘, irgendwelche großen 

Medien da hast, mit großen Recherchen, 
die auch zu Primetime-Stunden durchs öf-
fentliche Fernsehen laufen. Da nimmt dich 
irgendwann keiner mehr ernst, wenn du 
weiterhin auf irgendwelchen Pressekonfe-
renzen davon redest, dass es da um zehn 
verstrahlte Leute geht, die halt zufällig in 
einer WG wohnen.“

Der entstandene Druck durch die Öffent-
lichkeitsarbeit wirkt sowohl auf die Vertre-
ter*innen der Polizei als auch der Verwal-
tung und der amtierenden Politik. Zu sehr 
ist ihre Arbeit in der öffentlichen Wahrneh-
mung mit Stadt und/oder Staat verknüpft. 
Die dahinterstehende Überlegung geht 
davon aus, dass sobald in der öffentlichen 
Wahrnehmung ein bestehendes Nazipro-
blem und die Handlungen der Behörden 
auseinanderdriften, „der Stadt nichts an-
deres übrig [bleibt]“, als zu reagieren. Die 
„Stadt“ sowie der „Staat“, die jeweils als 
Komplexe aus politischer Führung und 
Behörden auf unterschiedlichen Ebenen 
verstanden werden, reagieren damit nicht 
nur auf strafrechtlich relevante Impulse, 
sondern ebenso auf politische Signale, bei-
spielsweise die Gefahr, die Zustimmung der 
Öffentlichkeit zu verlieren. Dass städtische 
bzw. staatliche Reaktionen, geboren aus 
dieser Sorge, aus Sicht zivilgesellschaft-
licher Gruppen nicht immer als ehrliches 
Interesse an der Sache wahrgenommen 
werden, zeigt sich, „wenn antifaschistische 
Gruppen darüber berichten, in welchem 
Stadtteil rechte Schmierereien, rechte Auf-
kleberproblematiken sind, dann ist zwei 
Tage später, nachdem das veröffentlicht 
wurde, die Stadt da und putzt. Und dann 
sagt [die Stadt], da ist ja gar nichts.“
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Durch das Bereitstellen, Veröffentlichen und 
präsent Halten von Informationen werden 
nicht nur Zivilgesellschaft und die Stadt 
bzw. der Staat zum Handeln gedrängt, 
auch wirtschaftliche Akteur*innen werden 
mit Informationen konfrontiert, um sie zu 
einer Positionierung zu bewegen. Ergeben 
Recherchen, dass die Immobilienbetrei-
ber*innen Veranstaltungstechnik von Firmen 
leihen, durch Konzerne unterstützt oder von 
Getränkelieferanten versorgt werden, könne 
das Darlegen der Zusammenhänge, so er-
läutern die Aktivist*innen, bewirken, dass 
diese Unterstützung aufgekündigt würde. 
Besonders erfolgreich kann diese Taktik 
sein, wenn das Gebäude gemietet ist und 
die Eigentümer*innen den Mietvertrag als 
Reaktion auflösen. Ebenso kann es dazu 
kommen, dass „Makler (…) auch mit auf-
passen, und ein Auge darauf haben, wer in-
teressiert sich da“ für eine Immobilie. Dabei 
betonen die Aktivist*innen, dass oft genug 
für die Firmen nicht ersichtlich gewesen 
sein muss, mit wem sie hier geschäftliche 
Beziehungen eingehen, da extrem rechte 
Akteur*innen teilweise so weit gehen, Mit-
telsleute zwischenzuschalten, um die Nut-
zung zu verschleiern. „Und dass eine Firma 
da reinfällt, da hast du keine Chance“. Aber 
selbst wenn die Nutzung nicht verschleiert 
erfolgte und bei den entsprechenden Firmen 
bislang ein politisches Desinteresse be-
stand, müsse „man den Firmen, glaube ich, 
auch die goldene Brücke bauen und sagen: 
Freunde, achtet beim nächsten Mal drauf.“ 
In einem anderen Interview wird eine Gast-
stätte erwähnt, in der sich die Anhänger*in-
nen der extrem rechten Immobilie während 
Veranstaltungen versorgen. Dort wird der 

Gedanke geäußert, bei der nächsten Ver-
anstaltung in diesem Restaurant eine 
geschlossene Gesellschaft anzumelden 
und diese damit zu besetzen. Als Voraus-
setzung wird betont, dass sie „viele Leute 
[brauchen], damit auch das Wirtshaus auf 
seine Kosten kommt. Wir können ja nicht 
einfach nur einen Platz besetzen quasi 
und dann nichts konsumieren“. Auch hier 
wird eine Brücke gebaut, um einer wirt-
schaftlichen Akteur*in die Positionierung 
gegen die extrem rechte Immobilie und 
ihre Betreiber*innen schmackhaft zu ma-
chen. Bleibt ein zukünftiges Unterlassen 
der Unterstützungsleistung trotzdem nicht 
aus, wird die Möglichkeit in Betracht 
gezogen, die Verstrickungen wiederum 
öffentlich zu machen. Von einem beispiel-
haften Erfolg, der dieser Logik entspricht, 
berichtet eine Gruppe folgendes: „Und 
dann beschreib ich noch mein schönstes 
Erlebnis. Wir haben damals einen Zaun 
gesetzt, und für die Zaunsetzung habe ich 
ein Bohrgerät gemietet (…) und da musst 
du den Ort angeben. (…) Da wurde der 
[Mitarbeiter der Ausleihfirma] auf einmal 
ganz merkwürdig und sagte: (…) Wir ha-
ben hier vermerkt, wenn Dinge bautechni-
scher Art [angefragt werden] (…), haben 
die einen Sperrvermerk. Das geht nicht 
nach [Ortsname]. (…) Damals habe ich 
natürlich unser Bündnis-Visitenkärtchen 
ausgepackt [und erklärt]: Wir sind die an-
deren. Ich habe dann gedacht, okay, das 
funktioniert, weil der Druck da war, weil 
es ja wirklich damals öffentlich geworden 
war, woher kommt der ganze Scheiß. Das 
hat unglaublich geholfen, um das transpa-
rent zu machen.“

Das explizite, aber wohlwollende Angebot, 
sich zu positionieren, zeigt hier Wirkung. 
Recherche und Öffentlichkeitsarbeit lie-
gen im Hinblick auf einzelne Zielgruppen 
Überlegungen zu Grunde, die sich in ihren 
Grundzügen unterscheiden. Es geht jeweils 
darum, das dahinterliegende System zu 
verstehen. Während das Konfrontieren von 
Strafverfolgungsbehörden mit dem Legali-
tätsprinzip arbeitet, sollen wirtschaftliche 
und zivilgesellschaftliche Akteur*innen vor 
allem durch das Prinzip der Empörung zur 
Handlung veranlasst werden. Dafür ist es 
notwendig, dass die Informationen Trigger 
enthalten, die in der Lage sind, das jeweili-
ge Prinzip in Gang zu setzen. Während dies 
im Falle des Legalitätsprinzips strafbare In-
halte sind, bedarf das Prinzip der Empörung 
hinreichender Bezüge zu als allgemein ab-
gelehnten Themen. 

Die Antwort auf die Frage, ob Recherchen 
und Öffentlichkeitsarbeit ihr Ziel erreichen, 
liegt demnach in der Kommunikation der 
Informationen an die Zielgruppe, in der 
diese Informationen einen Handlungsdruck 
auslösen sollen.

2.2 Demos und Kundgebungen:  
Orte erkämpfen und Räume schaffen

Im Kampf gegen extrem rechte Immobilien 
sind Demonstrationen und Kundgebungen 
Mittel, Territorien für einen begrenzten 
Zeitraum zu beanspruchen. Damit wird für 
kurze Zeit ein Raum eröffnet, der auf ver-
schiedene Arten genutzt werden kann und 
wird.

2.2.1 Extrem Rechte

Einerseits werden Demonstrationen und 
Kundgebungen genutzt, „um zu signali-
sieren, wir sind da, ihr könnt nicht einfach 
in unseren Ort kommen und euer Ding 
durchziehen, ohne dass ihr unter Beob-
achtung steht“. Anknüpfend an die vorher 
erläuterten Kalkulationen im Kontext von 
Recherche und Öffentlichkeitsarbeit die-
nen Demonstrationen und Kundgebungen, 
wenn sie parallel zu Aktivitäten in der Im-
mobilie stattfinden, der Schaffung eines 
Raums, um herauszufinden: „Wer schließt 
sich denen an? Wer kommt mit denen? Wer 
geht mit denen? Wer gibt wem die Hand?“, 
kurzum: was lässt sich durch Beobachtun-
gen über die Akteur*innen und das soziale 
Gefüge der Strukturen lernen? Gleichzeitig 
soll auch das Gefühl potenzieller Beobach-
tung erzeugt werden. Im vorangestellten 
Zitat wird dabei zunächst der Eindruck der 
Immobiliennutzer*innen hervorgehoben, 
sich unter Beobachtung zu fühlen. An an-
derer Stelle wird betont, dass diese „nicht 
das Gefühl haben [dürfen], da unter sich zu 
sein“. Als besonders effektiv hierzu wird 
eine Situation beschrieben, in der „alle 
diese Teilnehmer (…) zwangsläufig auf ir-
gendeiner Seite an Demonstranten vorbei 
[müssen]. Und es gibt natürlich Hardcore-
Rechte, die sich dadurch bestätigt fühlen: 
je mehr Gegendemonstrationen es gibt, 
umso wichtiger fühlen sich die. Es gibt aber 
dann unserer Annahme nach durchaus 
Menschen, die versuchen anzudocken und 
sich zu informieren, um in die Szene näher 
einzutauchen. Solchen Menschen ist es 
wahrscheinlich unangenehm und zumin-
dest will man da den Zustrom abriegeln. 
Das heißt, dass wir den Zulauf beim harten 
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ren können und für die anderen praktisch die 
Einstiegshürde dann doch ausreichend weit 
nach oben setzen.“

Der Umstand, dass alle Teilnehmenden an 
der Gegendemonstration vorbeigeführt wer-
den, gibt den Protestierenden die Möglich-
keit, ihren Unmut zu adressieren. In einem 
anderen Interview schildern die Aktivist*in-
nen eine ähnliche Situation, in der der Zu-
gang zur Veranstaltung der extrem Rechten 
von Gegenkundgebungen flankiert wurde. 
„Aus Sicherheitsgründen hat die Polizei al-
les abgesperrt und die [Nazis] mussten an 
uns vorbei, an unserer [Kundgebung], um 
auf ihre [Veranstaltung] zu kommen. Dann 
hat die Polizei Schranken eingebaut, das 
war wie an der Kreuzung, wenn unsere 
Leute kamen, die hatten immer Vorrang, die 
durften durchgehen, und wenn die Nazis 
kamen, die standen sozusagen an einem 
Gitter, an einem Hamburger Gitter, da stan-
den zwei Polizisten, die das bedient haben 
und dann haben sie gewartet, bis so, was 
weiß ich, fünf, sechs Leute zusammen waren 
von denen, und dann haben sie die im Pulk 
durchgelassen, was aber dazu führte, dass 
die länger bei uns gestanden haben, und wir 
haben die ausgelacht, und die standen vor 
uns, und die kamen nicht weiter.“

Was beide Schilderungen verbindet, ist 
das erzwungene Schaulaufen der extrem 
rechten Teilnehmer*innen vor dem Gegen-
protest. Dieser wiederum kann die Überle-
genheit nutzen und gemeinsam den verein-
zelt ankommenden Personen oder kleinen 
Grüppchen gegenüber seinen Unmut aus-
drücken. An beiden Beispielen zeigt sich 
die Bedeutung der örtlichen Gegebenheiten 

für die taktische Umsetzung des Gegen-
protests. Einerseits muss der Zugang zur 
Örtlichkeit so beschaffen sein, dass die 
Teilnehmenden der extrem rechten Ver-
anstaltung gezwungenermaßen an einer 
Gegenkundgebung vorbeigeführt werden. 
Darüber hinaus spielt es eine große Rolle, 
ob die Behörden eine räumliche Nähe zwi-
schen Besucher*innen der extrem rechten 
Veranstaltung und der Gegenkundgebung 
zulassen. Auf beide Aspekte wird später 
zurückzukommen sein.

Über die Ausgestaltung dieser Situation 
erklären die Aktivist*innen, dass die war-
tenden Rechten unter dem Gelächter der 
Gegendemonstrierenden auf den Zugang 
zu ihrer Veranstaltung warten mussten 
– eine für die Betroffenen äußerst un-
angenehme Situation, wie mit Blick auf 
einen jungen Teilnehmer herausgestellt 
wird, der „bestimmt 20 Minuten alleine 
dort [stand]. (…) Und er stand da direkt 
vor uns, wo ich dann auch irgendwann 
gesagt habe, jetzt hört mal auf, den ar-
men Kerl auszulachen.“ Als Konsequenz 
dieser Situation wird spekuliert, dass 
man „glaube, der ist nie wiedergekom-
men, der ist wahrscheinlich konvertiert“. 
Im Interviewmaterial findet sich für diese 
Form von Kundgebungen der Begriff des 
„Catwalk“ oder auch des „Spießruten-
lauf[s]“. Der Begriff des „Catwalk“ betont 
die laufstegähnliche Atmosphäre, von der 
sich einige „Hardcore-Rechte“ möglicher-
weise sogar „bestätigt fühlen“, die ande-
re aber abschreckt, weil ihre Affinität zur 
Immobilie und die damit einhergehenden 
Assoziationen vorgeführt werden. Dane-
ben stellt der „Spießrutenlauf“, der eine 
Analogie zu einer militärischen Körper-

strafe zieht, die unangenehme Situation in 
den Vordergrund: in Unterzahl werden die 
Besucher*innen an einer Menge gegneri-
scher Demonstrierender vorbeigeführt und 
müssen deren Reaktionen über sich erge-
hen lassen.

2.2.2 Zivilgesellschaft

Aber auch auf die Demonstrierenden hat 
dieses Vorführen einen Effekt. Das wird 
vor allem in den Interviews deutlich, in 
denen die räumlichen Gegebenheiten 
überhaupt keinen Kontakt zu den ankom-
menden Immobiliennutzer*innen erlauben. 
Dementsprechend wird eine Immobilie als 
„unglaublich undankbar zu bespielen“ be-
schrieben, weil sie „viel zu groß ist. Das eine 
Haus hat einen Zaun, hat (…) eine Hecke; 
wenn die [Nazis] irgendwann Konzerte ma-
chen, dann ist es sehr undankbar, für den 
Gegenprotest, weil du siehst nichts“. Über 
eine weitere Immobilie wird berichtet, dass 
diese „Scheune mit großen Toren“ sich als 
Problem herausgestellt habe, weil „die sind 
da rein und dann waren sie weg“. Auch 
weitere Interviewausschnitte legen nahe, 
dass die extrem Rechten versuchen, den 
Zugang zur Immobilie sowie den Aufent-
halt dort geschützt zu gestalten. So „dass 
bei den normalen Abenden die Vorhänge, 
die Plissees zugezogen sind und man nicht 
so viel mitbekommt“. Dadurch verfestigt 
sich der Eindruck, „dass das Besuchen von 
Veranstaltungen damit verbunden ist, dass 
man durch den Hintereingang gehen muss, 
dass man sich nicht so frei bewegen kann, 
wie man das vielleicht bei einer regulären 
Veranstaltung tun würde“. Auf diese Weise 
wird die Funktion der Immobilie als Rück-
zugsort wesentlich beeinträchtigt. Was 

sich darüber hinaus erkennen lässt, ist ein 
gegenseitiges Ringen um die Mobilisie-
rungsfähigkeit zu Veranstaltungen, die in 
einer Wechselwirkung mit der Attraktivi-
tät des Gegenübers steht. Je größer der 
Gegenprotest, desto bedeutender kann 
dessen abschreckende Wirkung auf die Ge-
genseite sein oder diese zur Verteidigung 
ihrer Immobilie bewegen. Je bedrohlicher 
die Immobilie wahrgenommen wird, desto 
wichtiger könnte der Protest wahrgenom-
men werden, und die Bedeutung sich zu 
beteiligen, oder aber die Angst, als Geg-
ner*in wahrgenommen zu werden, steigt.

Während der Zusammenhang zwischen 
Veranstaltung und direktem Gegenprotest 
an vielen Stellen betont wird, spielen die 
Überlegungen „Nazis zu Gesicht bekom-
men“ zu wollen oder diese einer Catwalk-/
Spießrutenlauf-Situation auszusetzen, bei 
anderen keine Rolle. Bei diesen ist davon 
die Rede, dass überhaupt nicht darauf ge-
achtet werde, die eigenen Veranstaltungen 
als Gegenveranstaltungen anzulegen, son-
dern das Datum organisatorisch unabhän-
gig von Veranstaltungen der extrem Rech-
ten gewählt sei. Darüber hinaus wollen sie 
„gar nicht so laut“, aber „kräftig sein“, und 
damit „einen freien Raum schaffen, wo sich 
die Leute austauschen können. (…) Um 
einfach noch mehr Platz zu bieten für die 
Begegnung“. Der gleiche Zusammenhang 
zwischen stillem Protest „und möglichst 
viel Interaktion mit den Bürgerinnen und 
Bürgern“ wird auch in einem weiteren In-
terview ausgeführt. Anstatt lauter Demons-
trationszüge werden hier Lichtermeere und 
gemeinsame Picknicks bevorzugt.



32 33Wie sich abzeichnet, sind Demonstrationen, 
Kundgebungen und ihre jeweilige Mobilisie-
rung von Menschen nicht nur nach außen 
wirksam, eine Wirklogik funktioniert auch 
nach innen gerichtet. So wird in einem In-
terview berichtet, dass Initiativen sich „als 
erste[n] Erfolg (…) verbuchen (…), mittler-
weile zum Beispiel 100 Menschen [zu sein, 
das] (...) gibt einem ein gewisses Gefühl der 
Bestätigung, dass die Initiative auch andere 
als sinnvoll erachten und es ist auch eine ge-
wisse Sicherheit, wenn man zu 100 auftritt 
im Vergleich zu 20, die dort stehen wie die 
Zeugen Jehovas.“

Auf diese Weise werden sich die Akteur*in-
nen der eigenen sozialen Wirkmacht be-
wusst. Das damit einhergehende Verständ-
nis, Einfluss geltend machen zu können, ist 
wiederum die Grundlage, den kalkulierten 
Effekt öffentlicher Ächtung der Immobilie 
und ihrer Sympathisant*innen durchzuset-
zen. Etwa wenn ein relevanter Teil der Zivil-
gesellschaft organisiert in der Lage ist, „so-
ziale Ausgrenzung“ umzusetzen, also gezielt 
„alle Anknüpfungspunkte, (…) [der extrem 
Rechten zu] verhindern. Er darf keinen An-
schluss in der Dorfgemeinschaft auf irgend-
einer Ebene bekommen. Und auch nicht die 
Akteurinnen und Akteure, die dort ein und 
ausgehen. (…) So dass diese Immobilie ein 
Stempel wird: Wenn man mit der in Kontakt 
gebracht wird, hat man einen schlechteren 
Stand im Dorf, als wenn man damit nichts 
zu tun hat.“

Erst wenn dieser schlechtere Stand mög-
lich beziehungsweise zu erwarten ist, wird 
sich eine abschreckende Wirkung durch De-
monstrationen, Recherche und Öffentlich-
keitsarbeit einstellen. Um diese Handlungs-

macht einer organisierten Zivilgesellschaft 
zu erlangen, sind Demonstrationen ein 
wichtiges Element der Bewusstwerdung 
und der Selbstvergewisserung. Zusätz-
lich bieten diese auch Gelegenheiten, Öf-
fentlichkeitsarbeit zu betreiben – teils mit 
dem Hintergedanken, dass Menschen, die 
zu diesen Veranstaltungen kommen, dort 
informiert werden oder aber auch, um mit 
einer Kundgebung und deren räumlicher 
Nähe zu einer Immobilie überhaupt auf 
ihre Existenz aufmerksam zu machen.

2.2.2 Staatliche Behörden und Strukturen

Im Interviewmaterial spiegelt sich die 
Bandbreite von Wechselwirkungen zwi-
schen Behörden, Demonstrationen und 
Kundgebungen als taktische Mittel im 
Kampf gegen extrem rechte Immobilien 
wider. Aktivist*innen erzählen diesbezüg-
lich von ihrem Prozess, „ein Verständnis 
dafür [zu] bekommen, wie bestimmte 
Mechanismen funktionieren. Wir haben 
am Anfang relativ weit entfernt von der 
Immobilie protestiert, (...) aber wir haben 
dann irgendwann gemerkt: wir müssen 
näher ran. Man ist stückchenweise dich-
ter ran.“

Einer dieser Mechanismen hängt mit der 
Vorstellung zusammen, dass je näher die 
Gegenproteste der Immobilie kommen, 
„umso nervöser die Polizei“ wird. Das 
habe sich allerdings „irgendwann einge-
spielt, weil die gemerkt haben, wir sind 
kein Risiko für die, weil die Polizei eine Ri-
sikobetrachtung macht. Das ist deren Rol-
le, zu sagen: Gefahr, Gefahr, an welcher 
Stelle, egal von wem. Irgendwann haben 
sie dann geschnallt, der Gegenprotest ist 

keine Gefahr, sondern (…) die anderen 
Gruppen.“

Aus der wachsenden Entspannung zwi-
schen Gegendemonstrierenden und der 
Polizei habe sich dann für die anwesenden 
Beamt*innen nach und nach die Situation 
eingestellt, sich mehr mit den Besucher*in-
nen der Immobilie beschäftigen zu können. 
Dafür war nötig, dass die Polizisten „auch 
Zeit haben, dort Leute zu filzen. Ich kann 
mich noch wunderbar daran erinnern, dass 
sie bei dem (…) ein Auto ja auseinander-
gelegt haben, das stand da und die hatten 
ja Zeit. Dann ist der TÜV abgelaufen, sind 
die Reifen abgefahren, Bremsbacken, da 
hatten die halt auch Zeit. Das ist zwar in 
linkeren Kreisen manchmal eine Schwie-
rigkeit, damit umzugehen, aber man muss 
das Spiel mit der Polizei ein bisschen spie-
len können, um die dann auch in Aktion zu 
kriegen. Die haben ja, wenn die da z.B. mit 
200 Leuten sind, dann haben 200 Leute 
nicht immer was zu tun, sondern die wollen 
auch ein bisschen beschäftigt werden, und 
wenn man die halt ein bisschen motiviert 
und einigermaßen sinnhaften Kontakt mit 
denen hat, dann haben die auch generell 
Lust.“

Handlungen der Behörden können, so sind 
sich die Interviewten sicher, durch De-
monstrationen, Kundgebungen und deren 
genaue Ausgestaltung provoziert werden. 
Ausschlaggebend sei es, ein Verständnis 
für die behördeneigene Logik und eine 
gute Kommunikation zu etablieren. Eine 
Erzählung, die diese Überlegung stützt, 
berichtet von einer großangelegten Kund-
gebung vor einer Immobilie, und damit auf 
der Hauptverkehrsader des Dorfes. Es wird 

beschreiben, dass die Behörden die Straße 
absperren und „jedes einzelne Auto filzen, 
und viele Nazis rausgezogen haben, die 
eben nicht [in den Ort] rein durften. Und 
die wissen genau: die haben die Autos, die 
Leute gefilzt. Dadurch, dass wir die Straße 
zugemacht haben, mussten die Autos ir-
gendwo parken, ich glaube zwei Kilometer 
entfernt von [dem Ort]. Und da mussten sie 
natürlich immer die Strecke runterlaufen. 
Da waren die schon angepisst, das war 
geil.“

Bei einer Veranstaltung einer anderen 
Immobilie mussten die extrem Rechten 
durch Parkverbote und Auflagen „noch 1,5 
Kilometer (…) laufen, bis sie zur Schleu-
se kamen, wo sie alles abgenommen be-
kommen haben, Alkohol, alles was man so 
dabei hat, war ja Alkoholverbot. Die waren 
schon ewig gelaufen und kamen natürlich 
schon relativ angepisst an, und ich weiß 
noch, dass zwei oder drei Leute von uns 
immer mit einer Angel und einem Bier da 
standen. Du musst dir vorstellen, das war 
eine schmale Straße, und da waren wirk-
lich Gitter bis zur Schleuse gestellt, und sie 
mussten da durch, und die Bierdosen hin-
gen da.“

Zum Verständnis der behördeneigenen Lo-
gik gehöre es allerdings auch, sich mit dem 
„Für und Wider (...) [zu] arrangieren“. Sie 
erläutern, dass „die Einschränkung, die wir 
erlitten haben, ein verschmerzbarer Prozess 
[war]. Das ist vollkommen okay gewesen. 
Natürlich haben wir uns maßlos darüber 
aufgeregt. Das muss klar sein, das gehört 
zum Spiel. Aber umgekehrt, für uns war es 
ja keine Problematik, dass es da keinen Al-
kohol gab. Für die Nazis ist es ein Problem 



34 35gewesen. Das ist genau die Schwierigkeit 
gewesen. Eine Einschränkung in der Laut-
stärke-Thematik ist auch sowas, das wurde 
dort berücksichtigt. Für die Nazis, die ein 
Konzert machen, ist es ein Problem“, für die 
Demonstrierenden eher weniger. Ein ande-
res Verhältnis zur behördlichen Rolle im Kon-
text von Demonstrationen und Kundgebun-
gen findet sich in einem Bericht von einer 
linken Kundgebung, die durch eine nicht ab-
gesperrte Straße von der eigentlichen Rou-
te abwich und direkt vor die lokale extrem 
rechte Immobilie gelangte. Ein sich daraus 
entwickelndes „Stand-off mit Nazis“, die 
sich bewaffnet vor den Demonstrierenden 
aufbauten, wurde erst durch dazwischen 
eilende Polizeibeamt*innen unter Kontrol-
le gebracht. Noch Jahre später trägt diese 
Erfahrung dazu bei, „dass die Polizei sagt, 
dieses Risiko können wir nicht eingehen, da 
haben wir irgendwie Nazi-Immobilien mit so 
viel Stärke und da haben wir dann so große 
Demos von links. Wir werden um jeden Preis 
die linke Veranstaltung umleiten oder nicht 
da durchlassen und diese Route damals war 
genehmigt. Es wurde sich dann dafür ent-
schieden, trotz Genehmigung zu sagen, ihr 
werdet nicht [in die direkte Nähe der Immo-
bilien] gehen.“

Das spontane Ausnutzen einer Lücke und 
das damit verbundene Düpieren der Ein-
satzkräfte eskaliert offensichtlich die Ge-
fahreneinschätzung bei diesen. Egal ob dies 
durch die Demonstrierenden als berechtigt 
empfunden wird oder nicht, gibt die Situa-
tion den Behörden auch noch Jahre später 
Argumente an die Hand, um eine Distanz 
zwischen Gegendemonstrierenden und 
den Immobilien zu erzwingen. Während 
in diesem Fall die Handlungsoptionen der 

Demonstrierenden durch ein gesteigertes 
Gefahrenpotential eingeschränkt werden, 
finden sich in der Studie „Nicht nichts ma-
chen“ (2014) des Soziologen Nils Schuh-
macher Aussagen dazu, dass eine dro-
hende Gewalt-Kulisse ebenso dazu führen 
könne, dass die Polizei sich zurückhält, um 
eine Eskalation zu vermeiden. Er zitiert 
dazu einen Aktivisten, der erklärt, dass 
Massenblockaden in verschiedenen Groß-
städten deshalb erfolgreich waren, weil 
„rundherum Gefahrenpotenzial für die 
Polizei geherrscht [hat.] (...) [D]ie wussten 
ganz genau, wenn sie die Massenblocka-
den wegprügeln, dann brennt die Stadt“ 
(Schuhmacher 2014: 175).

2.3 Militanz und Gewalt

Im täglichen Sprachgebrauch werden die 
Begriffe Militanz und Gewalt teilweise 
synonym verwendet, doch man muss zwi-
schen ihnen unterscheiden. Um der Frage 
nachzugehen, welche Handlungen in die 
Kategorie gewaltvollen Handelns fallen, 
sei zunächst auf die Soziologin Donatella 
della Porta verwiesen. In ihren Arbeiten 
subsumiert sie unter politischer Gewalt 
all jene „Anwendung von physischer Kraft 
mit dem Ziel, dem politischen Widersacher 
zu schaden“ (della Porta 2002: 479). Diese 
breite Auslegung des Gewaltbegriffs führt 
dazu, dass Sachbeschädigungen, körper-
liche Auseinandersetzungen, Entführun-
gen und sogar politisch motivierte Morde 
in der gleichen Kategorie von politischen 
Handlungen vereint werden (siehe della 
Porta 2013: 6). Eine Perspektive, die zwar 
dem alltäglichen Sprachgebrauch ent-
spricht, der ein höheres Maß an Körper-
lichkeit in einer Handlung als gewaltvoll 

versteht, dabei allerdings gänzlich vernach-
lässigt, gegen wen oder was diese Hand-
lung gerichtet ist. Weil auch della Porta 
sich der notwendigen Unterscheidung zwi-
schen physischen Handlungen gegen Men-
schen (Körperverletzung mit der Option des 
Tötens) und Dinge (Sachbeschädigung) im 
Klaren ist, wird die Kategorie der Gewalt 
durch weiterführende Unterscheidungen 
untergliedert. Mit einem Blick auf andere 
Diskurse der Gewaltforschung findet sich 
daneben ein Gewaltbegriff, der sich an 
dem Verständnis von Heinrich Popitz (1992) 
orientiert. Dieser definiert Gewalt als de-
zidiert körperliche soziale Handlung und 
stellt damit, neben der Körperlichkeit der 
Ausführung, auch „die absichtsvolle Ver-
letzung von Körpern gegen Widerstand“ 
(Koloma Beck/Schlichte 2020: 36) ins Zen-
trum. Diese Engführung des Gewaltbegriffs 
schließt Handlungen wie beispielsweise 
Sachbeschädigung insofern aus, als dass 
diese physische Einwirkung dezidiert ge-
gen unbelebte Dinge gerichtet ist.

Diesem Begriff der Gewalt wird der ergän-
zende Terminus der Militanz untergeordnet, 
der im Folgenden als Gewaltbereitschaft 
signalisierendes Auftreten und Handeln 
verstanden wird. Sachbeschädigungen, 
aggressive Parolen und eine damit einher-
gehende Selbstinszenierung verweisen da-
mit konkret oder latent auf die Möglichkeit 
von Gewalt und sind als angedrohte Gewalt 
zu verstehen. Sie beziehen sich auf „das, 
was passieren könnte“ (Popitz 1992: 51) 
und kalkulieren damit Gewalt als „Mittel 
(…) sozialer Kontrolle“ (Waldmann 1977: 
14) ein. Die enge Bezugnahme von Militanz 
auf Gewalt wird dadurch betont, dass die 
Fähigkeit zur sozialen Kontrolle in dem Um-

stand begründet ist, „dass militante Selbst-
darstellungen nur dann ernst genommen 
werden, wenn sie in einem gewissen Maße 
durch Handlungsfähigkeit, also etwa auch 
Gewalt, unterfüttert sind“ (Schuhmacher 
2015: 13).

Die Unterscheidung von Gewalt und Mili-
tanz scheint mir im vorliegenden Fall nichts-
destotrotz notwendig, um das Verhältnis 
zwischen dem Arbeiten mit der Option und 
der tatsächlichen Ausübung von Gewalt 
auszuloten. Im Interviewmaterial findet 
sich ein Spektrum im Verhältnis von Gewalt 
und Militanz als Mittel, das sich von akti-
ver Distanzierung über Nicht-Erwähnung, 
pragmatischer Akzeptanz, dem Einsatz von 
Militanz bis hin zur Nutzung gewalttätiger 
Aktionsformen erstreckt. Paradigmatisch 
für die Bandbreite an vertretenen Haltun-
gen ist die in einem Interview geäußerte 
Ansicht, dass bereits lautstarke Demonst-
rationen als quasi militant oder gewalttätig 
wahrgenommen und abgelehnt werden. 
Andererseits finden sich Aussagen, die Ge-
walt als „nichts Gutes (…) [aber] notwen-
dig (…) in bestimmten Situationen“ verste-
hen. Dazwischen finden sich pragmatische 
Hinweise darauf, dass sich Aktivist*innen 
„nicht [als] die Aufpasser für andere [ver-
stehen. Sich aber] (…) mehr oder weniger 
dagegen gestellt [haben], weil uns eben 
schon klar war, durch Gespräche mit Ein-
wohnern, was dann auf die zukommen 
wird“, wenn die extrem rechte Nachbar-
schaft nach Rachezielen sucht.

Diese ausgeprägten Unterschiede in der 
Bewertung betonen die Sonderrolle von 
Militanz und Gewalt im Kontext der Stra-
tegien gegen extrem rechte Immobilien. 



36 37Nur in einem Interview wird konkret die 
Ausübung von Gewalt und in zwei weiteren 
Interviews der Einsatz von Militanz beschrie-
ben. In allen drei Fällen werden die jewei-
ligen Mittel als flankierende Maßnahmen 
beschrieben, die andere Taktiken ergänzen. 
Im vorliegenden Material findet sich kein 
Hinweis auf eine ausschließlich auf Gewalt 
oder Militanz fokussierte Strategie.

2.3.1 Militanz

Als militante Mittel werden vor allem Sach-
beschädigungen erwähnt. Diese finden dem 
Material zufolge eine proaktive Anwendung. 
Es wird erläutert, dass „im Laufe der Zeit 
diverse militante Aktionen“ gegen die Im-
mobilie stattgefunden hätten. Die Rede ist 
von „Graffiti-Aktionen (...) oder halt diese 
klassisch zugeklebten Türschlösser oder 
(…) Buttersäure“, die in die Immobilie ein-
gebracht worden sei.

Andere berichten davon, dass die Immobilie 
eine „Glasfront [habe]. Da konnte man na-
türlich viel mehr machen als jetzt [bei einer 
anderen, bunkerähnlichen Immobilie]. Da 
ist schon mehr passiert, wo sie dann auch 
finanziell tatsächlich ganz große Probleme 
hatten. Also ich weiß auch, dass [der Betrei-
ber] dann wirklich auch verschuldet war.“

Alle Formen der Sachbeschädigungen ver-
folgen auf einer Ebene die Kalkulation, die 
Kosten für die materielle Instandhaltung 
der Immobilie in die Höhe zu treiben. Dafür 
brauche es allerdings nicht den einmaligen 
„möglichst hohen Schaden, sondern eine 
Kontinuität. (…) Weil einmalig kann jemand 
alles machen, dann steht es halt einen Tag 
im Fokus oder dann ist ein Tag mal gleich 

auch ein hoher Schaden entstanden und 
dann wird der Schaden behoben (…) und 
dann geht es halt einfach am nächsten 
Tag so weiter.“

Erst die Kontinuität von Sachbeschädi-
gungen erzeuge demnach einen lang-
anhaltenden und damit tatsächlich pro-
blematischen Druck auf den Betrieb der 
Immobilie. Darüber hinaus thematisiert 
der Hinweis auf den öffentlichkeitsschaf-
fenden Moment von Sachbeschädigung 
die gleiche Wirklogik, wie sie von einer 
Aktivist*in im Interview mit Schuhmacher 
erläutert wird. Diese beschreibt, dass eine 
Taktik mit „Stein- und Farbbeutelwürfen 
in ihrer Stadt schon alleine deswegen ver-
folgt wurde, weil halt auch die Öffentlich-
keit damit konfrontiert wird, so ‚n Laden in 
der Stadt zu haben‘“ (Schuhmacher 2015: 
178). Damit rückt der kommunikative Ge-
halt der Militanz in den Fokus. Sachbe-
schädigung, die als Störung der öffentli-
chen Normalität wahrgenommen wird, soll 
die Immobilie nicht nur physisch, sondern 
auch in der öffentlichen Wahrnehmung 
als einen unerwünschten Ort markieren. 
Darüber hinaus rechnen Mittel wie ein zu-
geklebtes Türschloss oder der Einsatz von 
Stoffen wie Buttersäure, Beschädigungen 
von Fenstern und anderen Teilen der Im-
mobilie damit, dass ein Veranstaltungsort 
kurz- oder mittelfristig nicht genutzt wer-
den kann und damit konkret bevorstehen-
de Veranstaltungen zeitlich verzögert oder 
abgesagt werden müssen. Neben diesen 
offensichtlichen Folgen von Sachbeschä-
digungen spielen psychologische Effekte 
die ausschlaggebende taktische Rolle. Die 
Aktivist*innen berichten, dass militante 
Aktionen „auch ein Klima für die [Nazis] 

schaffen, wo sie sich nicht wohlfühlen. Die 
wussten, sobald sie das Haus verlassen, 
werden sie angepöbelt, von wem auch 
immer“. In einem weiteren Interview spe-
kulieren die Aktivist*innen, dass massive 
Sachschäden und der Umstand, sich in der 
eigenen Immobilie nicht mehr sicher füh-
len zu können, eine Kombination sei, die 
„einfach unfassbar belastend [sei], auch 
für“ Nazis. Der psychiologische Effekt mi-
litanter Aktionen geht immer mit der Bot-
schaft einher, dass aus Militanz potenziell 
auch Gewalt werden könnte. Diese Poten-
zialität ist Teil des „Nicht-Wohlfühl-Klimas“, 
der Belastung, die durch Militanz erzeugt 
wird und soziale Kontrolle auszuüben ver-
sucht. Darüber hinaus sind ebenso Effekte 
auf Dritte intendiert, die an der materiali-
sierten Ablehnung einer Immobilie durch 
Farbangriffe (Farbbeutel, Graffitis, etc.) und 

zerstörte Scheiben potenzielle Folgen der 
Solidarisierung vor Augen geführt bekom-
men. Darüber hinaus ziehen derart heraus-
gehobene Immobilien notwendigerweise 
die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf 
sich (siehe Schuhmacher 2015: 177f.) Gera-
de dieser erhoffte Effekt auf Dritte und sei-
ne Bedeutung zeigt sich in der Bemühung, 
dass „wenn dann tatsächlich mal (...) Farb-
bomben oder sowas passieren, dass die 
das dann schnell wieder übermalen“. 

Daneben fallen auch die Reflexionen über 
Militanz ins Auge. Im Hinblick auf ihre Er-
fahrungen berichten Aktivist*innen von 
szeneinterner Kritik, die sich an einem 
provokanten Demonstrationsmotto entzün-
det hat. Dieses sei empfunden worden als 
impliziter Aufruf, bei Nazis „Hausbesuche 
zu machen und das empfanden sie eben 

Fassade der Burschenschaft Germania Halle zu Mainz. Bildrechte: Ronny Junghans



38 39irgendwie einerseits als ein blödes Rum-
gemackere, was wir dann glaube ich auch 
irgendwo als Kritik nachvollziehen konnten, 
weil das nicht im Einklang steht mit dem, 
was realistisch diese Gruppe macht und 
andererseits aber auch so ein allgemeiner 
Bezug auf eine Form, wie eben Interaktionen 
im weitesten Sinn zwischen der radikalen 
Linken und der extremen Rechten (…) in 
den 1990er Jahren und frühen 2000er Jah-
ren stattgefunden haben“.

Während die Kritik am militanten Auftre-
ten zunächst mit einer Vokabel erfolgt, die 
einen übertrieben aggressiven und männ-
lich konnotierten Gestus unterstellt und 
damit als eine Art Stilkritik abgetan werden 
könnte, zeigen die Interviewten ihre reflexi-
ve Haltung. In der Aussage, dass die eigene 
Gruppe realistischerweise die Drohgebärde 
nicht mit der Handlungsfähigkeit unterfüt-
tert, steckt die Erkenntnis einer Diskrepanz 
zwischen Militanz und tatsächlicher Gewalt-
option. Damit einhergehend zielt die zweite 
Kritik auf die möglichen Folgen einer sol-
chen Provokation ab. Die formulierte Sorge 
liegt dabei in der Zuspitzung der militanten 
Aktion, die ältere Angehörige der Szene an 
wechselseitige Gewalthandlungen zwischen 
ihnen und der extremen Rechten erinnert, 
deren Wiederkehr befürchtet wird. Deren 
Sichtweise wird wie folgt paraphrasiert: „Ja, 
natürlich finden wir die [Nazis] auch schei-
ße, aber (...) wir sind froh, dass es mittler-
weile nicht mehr regelmäßig gegenseitige 
Hausbesuche gibt.“

2.3.2 Gewalt

In den Interviews wird immer wieder die 
Überzeugung betont, dass „wir (…) nicht 
drüber diskutieren [brauchen]; Gewalt ist 
nun mal nichts Gutes und es wäre schön, 
wenn das nicht notwendig wäre in be-
stimmten Situationen“. Wenn man aller-
dings „in einer [Umgebung] aufwächst, 
wo rechte Gewalt ganz normal ist, da 
muss man sich irgendwann damit ausei-
nandersetzen, dass man angegriffen wer-
den könnte und wie man damit umgeht. 
Es gibt Menschen, die sind schnell im 
Wegrennen, es gibt Menschen, die sind 
nicht schnell im Wegrennen, die müssen 
sich was anderes überlegen.“

Während Militanz als proaktive Hand-
lung verstanden werden muss, ist Gewalt 
dezidiert als Reaktion gerahmt – als not-
wendiges Übel, zu dessen Einsatz man 
allerdings in bestimmten Situationen ge-
zwungen werden könnte mangels Alter-
nativen. Diese Motivation deckt sich mit 
den Analysen Schuhmachers, dessen 
Interviews ebenso durch das dominie-
rende Narrativ eines „notwendigen wie 
gerechtfertigten reaktiven Handels, das 
durch Bedrohungen und Übergriffe der 
anderen Seite verantwortet wird“ (2014: 
172), geprägt sind.

Trotz dieser Einordnung als Gegenwehr 
findet keine undifferenzierte Stilisierung 
eines in Notwehr handelnden Opfers 
statt. Vielmehr ist die Rede davon, dass 
man innerhalb eines szeneinternen Ge-
waltdiskurses für sich zur Position gelangt 
sei, dass Gewalt „ein legitimes Mittel 
sein“ könne, und dass die Option einer 

gewalttätigen Reaktion „in keiner [Um-
gebung], die so eine aggressive und ein-
gespielte Nazi-Szene hat, verloren gehen“ 
dürfe. Über die reine Selbstverteidigung 
und das eigenständige sich Wehren hin-
aus werden die möglichen Konsequenzen 
von Handeln oder ausbleibendem Handeln 
durch die Aktivist*innen thematisiert. Aus 
der Überzeugung heraus, dass „es (…) 
nicht sein [dürfe], dass in einer Stadt wie 
[dieser] Leute mit rechter Gewalt alleine 
bleiben“, während gleichzeitig der „Staat 
nicht handelt oder auch irgendwie nicht 
handeln kann“, wird Gewalt zum notwen-
digen Mittel, das im Zweifel als Ersatz-
handlung bei staatlicher Passivität ver-
standen wird. So „wurde teilweise nachts 
versucht, in den Konflikt zu kommen“, um 
Rechten und ihren Aktivitäten Grenzen zu 
setzen. Die Angriffe werden von den Akti-
vist*innen als vorweggenommene Vertei-
digungshandlungen verstanden. Dem Vor-
wurf, wer Gewalt ausübe sei nicht besser 
als gewalttätige Rechte, wird entgegnet: 
„Ich halte es inhaltlich für falsch, wenn wer 
sagt, wer Gewalt gegen Nazis einsetzt, der 
macht sich genauso schuldig, oder irgend 
so ein Hippie-Quatsch, damit kann ich 
nichts anfangen, weil ich weiß, was Nazis 
tun und ich weiß, was sie tun, wenn nie-
mand dagegen mehr vorgeht, und das gilt 
es zu verhindern.“ Notfalls auch unter Zu-
hilfenahme von Gewaltmitteln. „Trotzdem“, 
so wird einschränkend erklärt, „bleibt [es] 
ein Mittel zum Zweck und darf nicht der 
Motor sein für irgendwas. (…)  Gewalt ist 
ein Werkzeug, keine Lösung (…) und darf 
nicht zur Selbstbespaßung oder aus Profi-
lierungsgründen eingesetzt werden, auch 
nicht unter dem Deckmantel von antifa-
schistischer Struktur.“

Neben der Einschränkung, dass Gewalt 
nicht als Selbstzweck verstanden werden 
dürfe, erklären die Interviewten das Span-
nungsfeld, in dem sich Gewaltanwendung 
gegen gewalttätige extrem Rechte zwangs-
läufig bewege. Denn „Nazis bringen Leute 
um. Das ist weit weg von meinem politi-
schen Sein, das ist etwas, das würde ich 

Ein Blick auf zugängliche Zahlen, die Todesopfer rechter 
und linker Täter*innen gegenüberstellen, bestätigen die 
zugespitzte Aussage der Aktivist*innen. Zwischen 1990 
und 2023 stehen vier linksmotivierte Taten 219 Morden 
durch extrem rechte Täter*innen gegenüber (siehe von 
der Weiden 2024). Im Beitrag des MDR wird erläutert, 
dass die Zahl von mindestens 219 rechten Morden auf 
die fortlaufende Dokumentation der Amadeu Antonio 
Stiftung zurückzuführen ist. Das BKA erfasst in sei-
ner Statistik zu politisch motivierter Gewalt 115 Fälle.

nie wollen, das würde ich nicht können. 
Und dementsprechend könnte ich die Ge-
waltspirale nicht bis zum Ende führen“. 
Die Reflexion über legitime Gewalt als aus-
schließliches Mittel zum Zweck findet damit 
eine weitere Beschränkung, die im eigenen 
politischen Selbstverständnis begründet 
liegt und die Aktivist*innen dazu zwingt, 
sich aktiv „Gedanken darüber [zu] machen, 
wie weit will ich gehen, wie weit kann ich 
gehen“ und vor allem wie und an welcher 
Stelle aus dieser Gewaltspirale ausgestie-
gen werden könne. Denn klar sei, wenn 
man sich darauf einlasse, diese Spirale „zu 
Ende zu führ[en], kann man nur verlieren. 
Weil Nazis eben keine moralischen Grenzen 
haben und eben nicht aufhören, wenn es 
genug ist und im Worst Case führt das zu 
Toten und das kann man nicht gewinnen.“



40 41An dieser Stelle sei auf eine Überlegung hin-
gewiesen, die das öffentlichkeitsschaffende 
Element der Militanz wieder aufgreift. Auf 
die Frage, wieso überhaupt in die „Spirale“, 
also die Dynamik eines reaktiven Gewalt-
handelns eingestiegen werde, wird das Ziel 
erläutert, „diese Spirale mitzudrehen, so 
dass du die Nazis immer mehr in den Fokus 
rückst. Auch für Behörden“. Dieser Aussage 
folgend, liegt die Überlegung in einem stra-
tegischen Eskalieren der Lage mit dem Ziel, 
dass die extrem rechten Täter*innen sich 
zunehmend selbst in einen strafrechtlichen 
Fokus begeben und damit unter anderem die 
Behörden zum Handeln zwingen. Inwiefern 
dieser Aspekt ein konkretes Ziel oder einen 
beobachteten Nebeneffekt darstellt, findet 
keine Erläuterung.

Die Legitimierung der Anwendung von Ge-
walt findet zunächst auf einer moralischen 
Ebene statt, die sich auf die eigenen „ge-
wachsenen Werte“ bezieht, „ohne dabei 
wegzugehen von: ich will denen auf allen 
Ebenen schaden“. Bei Schuhmacher werden 
diese moralischen Vorstellungen als „Ver-
teidigung humanistischer Werte“ (Schuh-
macher 2015: 179) ausformuliert. Darüber 
hinaus deckt sich die Einschätzung der 
interviewten Akteur*innen im Hinblick auf 
die Unterscheidung der extrem rechten Ge-
walt, die „eliminatorische Züge“ in sich trägt 
und der eigenen, qualitativ wie quantita-
tiv bewusst eingedämmten Gewalt (siehe 
Schuhmacher 2015: 179). Daraus ergibt sich 
die Maxime, dass „Gewalt nie exzessive, un-
gerichtete und kontrollierte Formen anneh-
men darf. (…) Die Tötung von Menschen ist 
außerhalb des Denkbaren“ (Schuhmacher 
2015: 180). Anders als bei anderen Aktions-
formen werden die Kosten und Gefahren von 

Gewalt explizit thematisiert. Zwangsläufig 
gehe mit diesen die Gefahr einher, selbst 
„mit dem Gesetz in Konflikt [zu] geraten“. 
Jede*r Aktivist*in müsse „jedes Mal für 
sich selber entscheiden, wie notwendig 
oder wie sehr bereit man ist, dieses Risiko 
einzugehen. Das gleiche ist, wenn man 
auf körperliche Gewalt eingeht bei Nazis, 
ist das immer ein Risiko, erstens, dass 
man selber verletzt wird, dass man mehr 
verletzt, als man verletzen will oder dass 
die Repression dich trifft. Ist es das wert, 
nur weil man dann irgendwem einen auf 
die Fresse gehauen hat? Ich finde, sowas 
ist sehr situativ abhängig.“

Neben der drohenden Gefahr, selbst in 
den Fokus der Strafverfolgungsbehörden 
zu geraten oder körperliche wie psychi-
sche Verletzungen davon zu tragen, wird 
explizit auch die Möglichkeit thematisiert, 
dass die Ziele der Gewalthandlungen 
„mehr verletzt werden, als man verletzen 
will“. Hier findet sich erneut eine Refle-
xion des Mittels der Gewalt, mit der ver-
sucht wird, dieses „absolute[...] ‚No Go‘“ 
(Schuhmacher 2015: 180) tödlicher An-
griffe auszuschließen. Das dargestellte 
Bewusstsein von Gewalt als lediglich Mit-
tel zum Zweck, das als essenzieller Unter-
schied zwischen extrem rechter und anti-
faschistischer Gewalt herausgestellt wird, 
findet sich hier wieder.

2.3.3 Kalkulationen

Peter Waldmann ordnet die Logik von Ge-
walt als polit-taktisches Mittel so ein, dass 
„[e]in konkreter physischer Zwangsakt 
(…) als Bestrafung einer einzelnen Per-
son gedacht sein [mag], darüber hinaus 

der Abschreckung eines größeren Kreises 
[dient] und schließlich eine Art Warnsignal 
für alle und jeden [darstellt]“ (Waldmann 
1977: 22).

Die im Interviewmaterial benannten Ziele 
erstrecken sich vom Selbsterhalt und der 
Verteidigung Dritter bis hin zur gewaltför-
migen Selbstermächtigung, um das Gegen-
über direkt zu bekämpfen. Neben der di-
rekten Wirkung als „Zurückdrängung und 
Bestrafung“ (Schuhmacher 2015: 181) ist 
stets der kommunikative Effekt auf Dritte 
inkludiert. Einerseits lautet die Botschaft an 
mögliche Verbündete: Wir lassen euch mit 
dieser Gefahr nicht alleine. Andererseits 
an potenziell gewalttätige Rechte: Sich mit 
uns anzulegen ist gefährlich.

Die Militanz als kommunikatives Mittel wie-
derum lebt von der Strahlkraft potenzieller 
Gewalt. Gewalt sowie der kommunikati-
ve Gehalt von Militanz richten sich damit 
gegen die rechten Betreiber*innen, Nut-
zer*innen und Sympathisant*innen extrem 
rechter Immobilien. Sie attackieren damit 
deren soziale Ebene. Währenddessen rich-
tet sich Militanz als Instrument, in Form von 
bspw. Sachbeschädigungen, die den Be-
trieb der Immobilie einschränken, konkret 
gegen die materielle Ebene.

Neben diesem taktischen Einsatz von Ge-
walt und Militanz, finden sich auch nicht 
intendierte Folgen. Durch das breite Spekt-
rum an Positionierungen zu Gewalt und Mi-
litanz, wie sie bereits eingangs thematisiert 
wurden, ergeben sich Konfliktpotenziale 
zwischen den verschiedenen Akteur*innen 
im Feld. Waldmann schreibt zu diesem Um-
stand, dass die „öffentliche Einschätzung 

der Gewalt (…) für das Vorgehen von Grup-
pen, die sich dieses Durchsetzungsmittels 
bedienen wollen, unter Umständen sogar 
wichtiger [ist] als der in der betreffenden 
Gesellschaft tatsächlich übliche Gebrauch 
von Zwangsmitteln“ (Waldmann 1977: 27).

Ganz gleich ob die Gewaltmittel oder das 
Kokettieren mit Gewalt als Reaktion statt-
finden und welche Qualität oder Quantität 
sie erreichen: Gewalt wird vom Umfeld oft 
anders wahrgenommen als von den Ak-
teur*innen selbst. So berichten Aktivist*in-
nen davon, dass sie in der Pressebericht-
erstattung nach den „ersten militanteren 
Aktionen“ zu einer Distanzierung gedrängt 
werden sollten. Man habe erwartet, „dass 
wir sagen, wir wollen das nicht und wir 
finden das ganz schlimm. Und da haben 
wir gesagt, das machen wir nicht. Wir 
distanzieren uns nicht von irgendwelchen 
anderen Aktionsformen“. Der strategische 
Spagat der Gruppe bestand darin, einer-
seits die Distanzierung von „irgendwelchen 
anderen Aktionsformen“ grundsätzlich ab-
zulehnen und sich andererseits trotzdem 
nicht ins gesellschaftliche Abseits drängen 
zu lassen, im besten Fall sogar zu erreichen, 
dass auch andere Akteur*innen sich nicht 
zu einer Distanzierung drängen lassen. Um 
die eigene Position zu behaupten, keine 
Isolation zu erfahren und die allgemeine 
Akzeptanz für verschiedene Aktionsformen 
zu stärken, treten die Aktivist*innen in 
einen Dialog mit anderen Akteur*innen ein 
„und versuchen ihnen zu vermitteln, war-
um wir auch militante Aktion aus unserer 
Sicht brauchen“. Das Spannungsfeld zwi-
schen Gruppen, die Gewalt und Militanz 
nutzen, akzeptieren und ablehnen bringt 
ein*e Interviewpartner*in aus ihrer Sicht 



42 43folgendermaßen auf den Punkt: „Ich akzep-
tiere und ich respektiere jede Person, die 
sagt, ich finde Gewalt scheiße, ich möchte 
damit nichts zu tun haben und – das finde 
ich ganz, ganz wichtig – gleichzeitig muss 
dieser Einklang zwischen diesen beiden 
Welten sein, so, die einen dürfen die ande-
ren nicht verurteilen.“

2.4 Ziellogiken

Aus den analysierten Mitteln kristallisieren 
sich in der Gesamtschau zwei idealtypische 
Ziellogiken heraus. Eine davon findet sich 
paradigmatisch im folgenden Zitat: „Unsere 
[Zielgruppe] ist im Moment, glaube ich, ver-
stärkt die Zivilgesellschaft selbst, also diese 
Botschaft in die Bevölkerung oder in die Ver-
eine und in alle Teilnehmer des Bündnisses 
zu kriegen: guckt, was da draußen passiert. 
Die Demokratie ist eben doch in Gefahr, 
wenn da kleine Kinder in so Zeltlagern zu 
Rassisten und Antisemiten erzogen werden 
und dann über die Wiese in ihren Trachten 
laufen und die erste Strophe singen. Ich 
glaube, das ist mal eine Hauptzielgruppe. 
Dass wir noch gemeinsam davon träumen, 
dass wir das schaffen, dass die da keine Ver-
anstaltung mehr haben, das ist schon klar. 
Aber manchmal muss man auch Träume im 
Leben haben.“

2.4.1 Konstruktive Ziele im Kampf  
um die Zivilgesellschaft

Den Kampf weniger gegen die Immobilie 
selbst als um die Zivilgesellschaft zu führen, 
resultiert nicht aus der Analyse, dass Erste-
res zu vernachlässigen wäre. Vielmehr legt 
das empirische Material nahe, dass diese 
Logik aus der Wahrnehmung erwächst, 

dass die Immobilie unter den bestehen-
den Gegebenheiten als gefestigt wahr-
genommen werden muss. Deshalb ent-
steht der Gedanke, dass „eines der Ziele“ 
darin bestehen müsse, „dass wir Leute 
ansprechen wollen und dass wir Leute 
sensibilisieren wollen für das Thema. Und 
das ist aus meiner Sicht mit ein Hauptziel, 
die Stärkung der Demokratie. Und das 
wird uns nicht gelingen in den Kreisen 
[der rechten Immobilienbetreiber*innen] 
aber wir können das schaffen, dass das 
außen rum passiert. Und dass die Leute 
sagen: Demokratie, dafür muss ich mich 
einsetzen.“

Dieser konstruktive Ansatz demokrati-
scher Stärkung setzt auf den Aufbau bzw. 
die Konsolidierung einer Gegenmacht. 
Mit einem Blick auf die Ziele extrem rech-
ter Immobilien wird klar, dass der kon-
struktive Kampf um die Zivilgesellschaft 
gleichzeitig einen Kampf gegen die Ziele 
der Gegenseite darstellt und damit deren 
Kalkulationen proaktiv zu unterminieren 
versucht. Mit einem ähnlichen Fokus re-
kapitulieren auch die Akteur*innen eines 
weiteren Interviews ihre Lage. Sie erklä-
ren, „die Leute, die hier als Rechte aktiv 
sind, die verjagen wir nicht vom Boden. 
Die kriegen wir hier nicht weg. Die sind 
schon so lange da und die werden da sein. 
Die werden sich hier vielleicht nicht mehr 
wohlfühlen, das ist was anderes. Aber 
wegjagen, das ist nicht das Thema.“

Hier schiebt sich ein essenzielles Element 
der Situationsanalyse und der daraus re-
sultierenden Ziele in den Vordergrund. 
Die Akteur*innen resignieren nicht ob der 
Tatsache, dass sie die Rechten nicht aus 

der Immobilie drängen können, sondern 
verlagern ihren strategischen Fokus darauf, 
der Gegenseite die Einflusssphäre streitig 
zu machen. Sie erklären, dass es darum 
gehe, zu „stoppen, dass mehr kommen und 
zu stoppen, dass sie Einfluss gewinnen. 
Dadurch, dass man informiert ist, um was 
es geht, verlieren die an Einflussmöglich-
keiten. Darum geht es.“ Diese Zielsetzung, 
den Zuzug neuer Rechter zu stoppen und 
die Einflussmöglichkeiten der bereits an-
sässigen einzuschränken, geht mit der Ana-
lyse einher, dass das Wirken in die lokale 
Gesellschaft ein essenzielles Ziel der Im-
mobilien und ihrer Besitzer*innen ist. Um 
dem zu begegnen, ist es „ja auch Ziel des 
Ganzen, die Einflussnahme ein bisschen 
abzuschirmen. Diese Brandmauer, von der 
immer gesprochen wird, das ist ja das, was 
wir hier aufbauen, um diese [Immobilien 
und ihre Besitzer*innen herum], die sind 
noch nicht fest geschlossen, aber darum 
geht es und ich glaube, in den letzten fünf 
Jahren ist das schon erfolgreich.“

Ein*e weitere*r Interviewpartner*in er-
klärt über den eigenen Fall, dass es sich 
um eine Immobilie im Privatbesitz eines 
Parteifunktionärs handele, bei dem nicht 
davon ausgegangen werde, „dass weiter-
hin anhaltender Protest die Person dazu 
bringen wird, das Haus zu verkaufen“, was 
die Perspektivlosigkeit einer einzig auf die-
ses Mittel fokussierten Ziellogik nach sich 
zieht. Daraus schlussfolgernd wird weiter 
erklärt: „Ja, langfristig ist dann vor allem 
wichtig, dass [der Eigentümer] als Person, 
der auch in diesem Gebäude selbst lebt, 
oder auch Leute, die sich dort aufhalten, 
keinen Anschluss in der Dorfgesellschaft 
bekommen. Dass man also da wieder mehr 

in die Bürgerarbeit rein und schauen muss, 
wo bekommt man es hin, dass man einen 
Konsens bildet, der vielleicht für Vereine, 
Sportgruppen übernommen werden kann, 
dass also Leute, die [der Immobilie] zuge-
ordnet werden können, rassistisches men-
schenfeindliches Gedankengut vertreten, 
nicht Mitglied sein können in verschiede-
nen Dorfgemeinschaften. (…) Also dass 
diese Immobilie als solche für den [Eigentü-
mer], also die Partei, wertlos wird, weil sie 
außer als Treffpunkt für Leute, die eh schon 
in der Partei sind, nichts nützt.“

Allen drei Analysen ist gemein, dass der 
vermeintlichen Sicherheit der Immobilien 
durch eine Bestärkung der Zivilgesellschaft 
„außen rum“ begegnet wird. Durch Sen-
sibilisierung, Aufklärung und Konsensfin-
dung soll eine „Brandmauer“ entstehen, 
die sich nicht nur gegenüber den Immo-
bilien, ihren Betreiber*innen und deren 
Einfluss abgrenzt, sondern diese konkret 
eingrenzt. Ziel einer solchen Eingrenzung 
ist es, die Handlungsspielräume und Ein-
flussmöglichkeiten maximal, das heißt 
territorial, auf das tatsächliche Immobilien-
gelände und sozialräumlich auf die eigene 
Szene zu begrenzen. Verhindert werden 
sollen jegliche positiven Kontakte in die 
lokale Zivilgesellschaft. Die Immobilie und 
ihre Betreiber*innen sollen von der Gesell-
schaft abgeschnitten und belagert werden. 
An diesen Beispielen zeichnet sich bereits 
der fließende Übergang beider Ziellogiken 
in der Praxis ab. Denn wo die konstruktiven 
Ziele im Kampf um die Zivilgesellschaft 
anvisiert werden, steht auch das damit 
einhergehende Ziel im Hintergrund, der 
gegnerischen Einflussnahme destruktiv 
entgegenzuwirken.
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gegen extrem rechte Immobilien

Der konstruktive Kampf um die Zivilgesell-
schaft steht in direktem Zusammenhang 
mit der destruktiven Eingrenzung der geg-
nerischen Handlungsspielräume. Konkret 
wird dies in mehreren Interviews mit dem 
Unter-Beobachtung-Stellen der Akteur*in-
nen beschrieben: „Was eindeutig ist, und da 
denke ich, das ist unsere Aufgabe (…), ist 
immer wieder klarzumachen: Nazis gehören 
unter Beobachtung. (…) Nazis, wenn sie tun 
und lassen können, was sie wollen, haben 
viel Bewegungsfreiheit. Dann entfalten sie 
sich, dann werden sie größer, dann werden 
sie stark, dann werden sie übermütig, dann 
werden sie auch gefährlich. Aber wenn man 
ihnen von Anfang an auf die Füße tritt, (…) 
ihnen von Anfang an die Grenzen aufzeigt, 
setzt man auch ein Zeichen in dieser Gesell-
schaft. Das ist wichtig.“

Ziele, die darin bestehen, diese Grenzen auf-
zuzeigen, den weiteren Zuzug extrem Rech-
ter zu stoppen, dafür zu sorgen, dass „ein-
fach nicht mehr und nur Einschlägige, die 
sowieso so tief drinnen [in der Szene Anm. 
SZ] sind“, zu Veranstaltungen der Immobilie 
kommen, werden im Folgenden als destruk-
tive Ziele verstanden, weil ihre Logik darin 
besteht, die konkreten gegnerischen Kalku-
lationen zu attackieren. Treffend formuliert 
es ein*e Aktivist*in mit der Feststellung, 
dass „das Grundprinzip, (…) [also] eines 
der übergeordneten Ziele [darin bestehe], 
dass wir den Veranstaltungsort unbrauch-
bar machen“. Die Immobilie „wertlos“ für 
ihre Akteur*innen zu machen, enthält die 
Grundlogik destruktiver Ziele. Sie nimmt 
den Umstand ernst, dass der Immobilien-

betrieb selbst als strategische Kalkulation 
verstanden wird und die Gegenstrategie 
auf diese abzielen muss. Die darin ver-
anschlagte Kosten-Nutzen-Rechnung 
ins Negative zu wenden, steht hinter der 
Forderung, die Immobilie für ihre Betrei-
ber*innen „wertlos“ werden zu lassen. 
Während für die konstruktive Ziellogik im 
Kampf um die Zivilgesellschaft die geg-
nerische Strategie konkret erst in zweiter 
Linie wichtig ist, knüpft die destruktive 
Logik direkt an die Logiken der extremen 
Rechten an. Während, wie zunächst be-
schrieben, manche Akteur*innen dem 
Erfolg bei der Bekämpfung der Immobilie 
skeptisch gegenüber stehen und deshalb 
konstruktive Ziele verfolgen, existiert auch 
die gegenteilige Situationsanalyse. So be-
richten Aktivist*innen davon, dass in ihrer 
Gegend das soziale Gefüge als derart frag-
mentiert und zerrüttet wahrgenommen 
wird, dass das Eindringen extrem rechter 
Immobilien in die Zivilgesellschaft nicht 
verhindert werden kann. Sie resümieren, 
dass „[s]olange wir dafür keine Idee ha-
ben, wie wir soziale Orte wieder ins Dorf 
bringen“, es nur eine Frage der Zeit sei, 
bis extrem rechte Immobilien und ihre Ak-
teur*innen an anderer Stelle Fuß fassen. 
Denn „die nächste Immobilie gibt es. Und 
das ist das, wo man sich ehrlich machen 
muss. Die Strukturen bieten die Möglich-
keit, und wenn ich an einer Stelle einen 
aktiven, vernetzten Rechtsextremisten 
verdränge, wird er an einer anderen Stelle 
hochploppen. Die Wahrscheinlichkeit ist 
recht hoch. (…) Das, was ich auf kommu-
naler Ebene, was ich aus [Dorfname] und 
auch [in Dorfname] gesehen habe, ist, 
dass viele Verwaltungen und Kommunen, 
so hart es ist, froh sind, wenn es an einer 

Stelle ist. Dann gucken nämlich alle ganz 
gut weg, und sagen, ist doch gar nicht so 
schlimm. (…) Die Gemeinden, wir haben 
die frühzeitig darauf aufmerksam gemacht, 
an verschiedenen Stellen zu sagen, Freun-
de: Achtung, Achtung, Achtung! (…) Wir 
werden jetzt auch mal anfangen zu gucken, 
was man da machen kann.“

Hier zeichnet sich eine Zielgemeinsamkeit 
der geführten Interviews ab. Explizit wie 
implizit positionieren sich die Aktivist*in-
nen klar zu der Frage, „ob das für uns okay 
wäre, wenn die jetzt einfach weggehen“. 
Worauf diese ausführen, dass hier nicht 
das Sankt-Florian-Prinzip zur Anwendung 
kommen dürfe: „Wenn ich das Problem 
nicht habe, hat es aber wer anderer. Das 
heißt, nur wenn das Ding ersatzlos gestri-
chen wird, ist es ein Erfolg. Wenn die jetzt 
quasi woanders ein Zentrum suchen und 
dann halt von uns woanders hingehen, ist 
ja das Problem nicht weg, sondern nur wo-
anders.“

Erst aus dieser konsequenten und grund-
sätzlichen Haltung erklärt sich der zuvor 
beschriebene Ansatz, sich nach einer er-
folgreichen lokalen Verdrängung auf eine 
nachhaltige Verdrängung zu fokussieren.

2.5 Umfeld

In den Kalkulationen einzelner Mittel wird 
die immanente Bedeutung der räumlichen 
Umgebung deutlich. Der Standort einer Im-
mobilie bestimmt, ob eine gute Sicht auf 
die Immobilie und ihre Besucher*innen 
möglich ist und erschwert oder begünstigt 
damit die Recherchearbeit. Demonstra-
tionstaktische Überlegungen wie Catwalk/

Spießrutenlauf oder das Blockieren ganzer 
Straßen sind darauf angewiesen, dass der 
Zugang zur Immobilie auf einen Weg ver-
engt werden kann. Ist die Immobilie bspw. 
in der Innenstadt gelegen, fällt der Aus-
schluss von lokalen Festlichkeiten schwe-
rer. Nachbarschaften können ebenso ab-
schreckend wirken – entweder weil diese 
nicht in Mitleidenschaft gezogen werden 
sollen oder weil sie sich solidarisch mit 
den Immobilienbetreiber*innen zeigen. 
Im Hinblick auf Mittel der Militanz ist zu 
konstatieren, dass Immobilien mit einem 
„bunkerähnliche[n] Bau“ weniger anfällig 
für Sachbeschädigung sind als pompöse 
Immobilien.

Neben den räumlichen und materiellen 
Umständen existiert auch eine soziale 
Ebene der Umgebung. Recherche und Öf-
fentlichkeitsarbeit greifen nur in einem Um-
feld, in dem die Enthüllungen auf ehrliche 
Empörung treffen. Jede Überlegung, die 
Handlungslogik der Behörden mitzudenken 
und durch Recherche, Aufklärungsarbeit 
oder Demonstrationen in die eigenen Kal-
kulationen einzubinden, ist hinfällig, wenn 
auf deren Seite kein Problembewusstsein 
besteht. Eine Stadt, die nur aus Image-
gründen gegen Nazis und ihre Immobilien 
kämpft, beeinflusst das Umfeld anders als 
ein*e engagierte*r Bürgermeister*in mit 
klarer Positionierung. Lediglich das Mittel 
der Gewalt ist in seiner Wirkung von der öf-
fentlichen Meinung zunächst unabhängig. 
„Wer seine Ziele mit physischem Zwang 
durchsetzt, mag damit zwar öffentlichen 
Unwillen ernten oder gar der allgemeinen 
Verachtung anheimfallen. Er muß sich aber 
dadurch von seinem Vorhaben keineswegs 
abbringen lassen. Denn auch Gewaltakte, 
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werden, können durchaus ihren Zweck der 
Einschüchterung und Verhaltenskontrolle er-
füllen.“ (Waldmann 1977: 17)

In zweiter Linie aber beeinflusst Gewalt die 
Bedingungen für andere Mittel, die wieder-
um auf die Umwelt angewiesen sind. Daher 
ist auch für die Taktik der Gewalt, die wie 
weiter oben beschrieben im Interviewmate-
rial nie als Gesamtstrategie vorliegt, das Um-
feld von essenzieller Bedeutung. Auch dort 
können Gewalt und Militanz auf Wohlwollen 
oder Empörung stoßen, sie können ignoriert 
werden oder heftige Reaktionen hervorru-
fen. Für die Analyse des sozialen Umfeldes 
ist es wichtig, sich auf seinen relevanten Teil 
zu fokussieren. Wer zu diesem relevanten 
Umfeld gehört, unterliegt einer individuellen 
Analyse, die sich im Laufe der Zeit ändern 
kann. Vereine, Parteien, Gruppen, Wirt-
schaftsunternehmen, Medien, Institutionen 
sind als kollektive Akteur*innen grundsätz-
lich ebenso relevant wie Einzelpersonen. Die 
Frage ist, wie sehr sie in den Kontext vor Ort 
eingebunden sind. Bringen sie sich aktiv in 
das Leben vor Ort ein, betreiben sie politi-
sche Arbeit oder stechen sie mit Lobbyarbeit 
hervor? Welche Verbindungen existieren zu 
wem und warum, welche Interessen werden 
von den einzelnen Akteur*innen verfolgt und 
wieso? Wo lassen sich geteilte Ziele formu-
lieren und Synergien erzeugen?

Je nachdem, wie das Umfeld analysiert 
wird, ist Bündnisarbeit eine Möglichkeit, um 
mit relevanten Teilen zu interagieren.

2.5.1 Bündnisse

Das Spektrum der in den Interviews darge-
stellten Formen von Bündnisarbeit reicht 
von Strukturen, in denen sich Gruppen 
und Einzelpersonen zusammenschließen, 
über informelle Netzwerke zur gegenseiti-
gen Unterstützung bis hin zu unabhängig 
handelnden Akteur*innen, deren jeweili-
ges Handeln ein ähnliches Ziel anvisiert. 
Gründe für den Zusammenschluss sind 
vielfältig und erstrecken sich über den 
grundlegenden Aufbau eine*r kollektiven 
Akteur*in (siehe Helmbrecht 2015: 65) 
mit Zielen über den Kampf gegen eine 
extrem rechte Immobilie hinaus bis hin zu 
taktischen Erwägungen für konkrete Situ-
ationen. Zusammenschlüsse werden ge-
gründet, um andere zu ermutigen, zu un-
terstützen, ein geteiltes Ziel zu erreichen 
oder um selbst Fuß zu fassen. In einem 
Interview berichten die Aktivist*innen von 
ihrer Erkenntnis, dass sich die Zivilgesell-
schaft vor Ort in Vereinen, Organisationen 
und Kirchengemeinden zusammenfindet. 
Aufgerüttelt von einer externen Recher-
che und Öffentlichkeitsarbeit über eine 
lokale extrem rechte Immobilie setzen sie 
sich zum Ziel, die Zivilgesellschaft für den 
Kampf gegen die extrem rechte Immobilie 
zu aktivieren, indem sie diese Gruppen in 
einem Bündnis zusammenbringen. Dazu 
wurden „wirklich alle Vereine, alle Initia-
tiven angesprochen. Jenseits jeder welt-
anschaulichen, religiösen, politischen 
Richtung. Und ich glaube, das ist was Be-
sonderes. Es gibt ziemlich viele Initiativen, 
die entweder aus einem gewissen linken 
Zusammenhang kommen oder aus einer 
Flüchtlingsinitiative oder wie auch immer. 
Und wir sind in gewisser Weise wirklich 

überpolitisch. Und ich glaube, das macht 
das Besondere aus und (…) es ist sozusa-
gen barrierearm, mitzumachen. Also man 
muss jetzt nicht sich nochmal so überlegen, 
pass ich da irgendwie rein.“

Damit sei ein Prozess in Gang gesetzt 
worden, der sich über die Diskurse in und 
zwischen den Vereinen äußere. Die damit 
losgetretene „Auseinandersetzung, dass 
also ein Verein, der wirklich ein völlig un-
politisches Grundverständnis hat, der sich 
gar nicht um politische Fragen kümmert, 
diskutiert, wie man zu einer antisemitisch-
rechtsextremen Immobiliennutzung hier 
in der Gemeinde steht. Das ist total wert-
voll, also diese Diskussion“, weil damit 
einerseits ein Meinungsbildungsprozess 
entstehe. Andererseits bringe man auch 
Menschen zusammen, die sich im gemein-
samen Diskurs gegenseitig zu mehr Enga-
gement motivieren, weil einzelne merken, 
„dass mir das persönlich jetzt neben diesen 
Veranstaltungen ein echtes Anliegen ist. 
Und das ist immer mehr so“. Bündnisarbeit 
bedeutet für die Aktivist*innen, direkt „in 
die Gesellschaft hinein zu wirken“, deren 
Zusammenhalt zu stärken und damit, so die 
Kalkulation, die Einflussmöglichkeiten ext-
rem rechter Akteur*innen zu minimieren. 
Der Anspruch, dass „[w]ir vor Ort (…) für 
diesen Ort aktiv werden [wollen]“, betont 
das verbindende Element, das auch über 
den Kampf gegen die extrem rechte Im-
mobilie hinausweist. Hier wird der „homo-
gene“ (Helmbricht 2015: 65, Hervorhebung 
im Original) Charakter des Bündnisses, 
„aus dem Ort, für den Ort“ zu sein, betont. 
Gleichzeitig eröffnen die „Diversitäts-Kon-
stellationen“ der Angesprochenen eine 
„Ressource“, indem sie die Einstiegsbarrie-

re für eine breite Diskussion senken (siehe 
Helmbrecht 2015: 65f., Hervorhebungen im 
Original). In einem anderen Interview be-
richten Aktivist*innen eines überregiona-
len Antifa-Bündnisses von der Bedeutung 
der Zusammenarbeit mit dem lokalen bür-
gerlichen Bündnis. Diese wird zur vertrau-
ensbildenden Maßnahme erklärt. Ihr Ziel 
müsse es sein, „offen mit dem bürgerlichen 
Bündnis kommunizieren [zu können] (…), 
warum es sinnvoll ist, eine Veranstaltung 
an einem gewissen Ort anzumelden oder 
an anderen gewissen Orten keine Veran-
staltung anzumelden. (…) Und dadurch 
auch andere Protestformen wie (…) Blo-
ckaden [zu] unterstützen, auch wenn sie 
nicht unbedingt aktiv unterstützen müssen, 
aber schon passiv dadurch, dass sie bei-
spielsweise an strategisch sinnvollen Orten 
Veranstaltungen anmelden oder Leuten auf 
der Veranstaltung die Möglichkeit geben, 
sich vorher dort aufzuhalten. Also dass das 
nicht mehr komisch beäugt wird oder eine 
Entsolidarisierung stattfinden könnte, was 
immer noch so ein bisschen auf der Kippe 
ist.“

Von der Zusammenarbeit zwischen den 
zwei Bündnissen erhoffen sich die Akti-
vist*innen die Möglichkeit, die eigenen 
gewählten Mittel von Demonstrationen 
und Kundgebungen im lokalen Bündnis 
zu normalisieren und durch zunehmendes 
Vertrauen mehr und mehr gemeinsam tak-
tische Entscheidungen treffen zu können. 
Konträr dazu wird die Option, eine Entsoli-
darisierung durch das bürgerliche Bündnis 
zu erfahren, als „Todesurteil“ für die eige-
ne Arbeit beschrieben, „weil wir ohne die 
Solidarität und Akzeptanz oder zumindest 
Toleranz der Bürger*innen vor Ort da sonst 
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Kampfplatz aufmachen würden“. Die An-
schlussfähigkeit an das lokale Bündnis ist 
grundlegend für die eigene Arbeit. Aus einer 
internen Diskussion wird über die Analyse 
berichtet, dass „wir uns hier nicht in einer 
Stadt befinden, wo dann auf einmal ganz 
viele Studis um die Ecke kommen und sich 
alle damit solidarisieren, (…) sondern dass 
wir hier zwar in einem Städtchen sind, das 
aber tiefstes (…) Hinterland ist und da ein-
fach viel Sensibilität gezeigt werden muss 
für die Lebensrealität der Leute dort. Und 
dass einfach das, was dort aufgebaut wur-
de, sehr, sehr mühevoll aufgebaut wurde 
und dass (…) durch eine Gruppe von 30 
Leuten, die einfach nur randalierend, provo-
zierend rumzieht, relativ schnell Arbeit von 
mehreren Jahren zunichte gemacht werden 
kann. Da wurde schon sehr darauf geachtet 
und das wurde auch immer wieder betont 
und sich zurückversichert, dass das auch so 
okay ist für die Gruppen.“

In der Heterogenität der Gruppen wird eine 
potenzielle Ressource gesehen, die als 
so maßgeblich angesehen wird, dass das 
„Konfliktdynamisierungs-Potential“ (siehe 
Helmbrecht 2015: 65f., Hervorhebung im 
Original) analysiert wird, um dagegen zu 
wirken. Diejenigen, die das Ziel einer Arbeit 
im Verbund der beiden Bündnisse verfolgen, 
betonen das Potenzial der politischen Diver-
sität. Wenn man es schaffe, einen Konsens 
zu finden, „der vielleicht für Vereine, Sport-
gruppen übernommen werden kann, dass 
also Leute, die [der Immobilie] zugeordnet 
werden können, rassistisches, menschen-
feindliches Gedankengut vertreten, nicht 
Mitglied sein können in verschiedenen Dorf-
gemeinschaften. Es hat zum Beispiel schon 

funktioniert, dass eine Person, die sich 
im rechten Milieu aufhält, (…) aus dem 
Fußballverein in [dem Dorf] rausgeworfen 
wurde“. In diesem Fall könnte die Diversi-
tät dazu führen, sich in der Breite gegen 
extrem rechte Unterwanderungsversuche 
zu schützen.

Und auch in einem weiteren Fall thema-
tisiert eine bestehende Gruppe das Ent-
stehen einer zweiten, in der sie mögliche 
heterogene Bündnispartner*innen zu er-
kennen glaubt. Trotz anfänglicher Skepsis 
wird deshalb das Entstehen einer lokalen 
Bürger*inneninitiative hoffnungsvoll be-
gleitet, gerade weil diese „sowohl von den 
Personen, die wir da zuordnen, als auch 
den Personen, die sie ansprechen wollen 
und wie sie die ansprechen wollen, eben 
definitiv keine Linksradikalen, vielleicht 
nicht mal Linke sind, sondern die einfach 
ein Problem damit haben, dass diese rech-
te Immobilie in ihrem Stadtteil ist“.

Und auch wenn diese sicher Ansichten 
hätten, die man selbst nicht vertreten 
würde, sei man sich „im Ziel dann doch 
ähnlich, das dort weghaben [zu] wollen, 
weil sie das stört“. Auch hier wird das 
gesteigerte Mobilisierungspotential von 
diversen und heterogenen Bündnissen 
thematisiert Aus dieser Analyse heraus 
wird nicht nur der Entstehungsprozess 
theoretisch begrüßt, sondern auch ver-
sucht, diesen zu unterstützen, damit die 
Akteur*innen „dort irgendwie effektiv 
arbeiten können, sich dort sicher genug 
fühlen, das zu tun“. Ein Vorgang, der dazu 
führen könnte, dass mögliche Konfliktdy-
namiken durch das gewachsene Vertrau-
en nicht eskalieren.

Die grundlegende Bedeutung von Bünd-
nisarbeit findet in allen vorliegenden 
Interviews Erwähnung. Neben positiven 
Bezugnahmen oder der Betonung ihrer 
Notwendigkeit finden sich auch negative 
Erfahrungsbeispiele. In einem Interview 
wird die zukünftige Zusammenarbeit mit 
breiten Teilen der Zivilbevölkerung, um eine 
möglichst große Menge an Menschen zu 
mobilisieren, kritisch gesehen. Bündnisar-
beit würde nur noch „mit ausgewählten Ak-
teur*innen [erfolgen], weil es da zu viel Ent-
täuschung, zu viel Verrat gab“. Als Grund 
dafür wird die Geheimhaltung relevanter 
Infos durch Einzelne innerhalb des Bünd-
nisses angegeben, mit dem egoistischen 
Ziel, eigene Taktiken gegenüber anderen zu 
bevorteilen. In einem anderen Zusammen-
hang wurde ein zunächst breit aufgestell-
tes Bündnis aus Religionsgemeinschaften, 
Parteien und Antifa-Gruppen durch „eine 
Outing-Aktion, die wir durchgeführt ha-
ben“ gesprengt. Je eher die negativen 
Aspekte heterogener Bündniskonstellation 
im Vordergrund stehen, umso prominen-
ter wird die Bedeutung des gegenseitigen 
Verzichts auf öffentliche Seitenhiebe und 
Distanzierungen betont bzw. steigt die 
Gefahr für solche. Paradigmatisch ist die 
Forderung nach einem „Einklang zwischen 
diesen beiden Welten“ – zwei Welten, die 
in den vorliegenden Interviews unterschie-
den werden in Antifa-Strukturen und deren 
Umfeld sowie bürgerliche Gruppen. Die 
dahinterstehende Unterscheidung bezieht 
sich sowohl auf Selbstbezeichnungen und 
einen entsprechenden Habitus, als auch 
auf assoziierte wie tatsächlich präferierte 
Handlungsoptionen. In den Interviews ist 
zumeist eine Unterscheidung zwischen je-
nen, die „auch andere Protestformen unter-

stützen“ und jenen, die diesen skeptisch 
gegenüberstehen, zu finden. Dabei müssen 
diese „anderen Protestformen“ nicht zwin-
gend militant oder gewalttätig oder über-
haupt illegal sein, sondern als unkonven-
tionell im gegebenen Umfeld erscheinen, 
wie das Blockieren von Demonstrationen 
und Veranstaltungen. Becker und Müller 
erklären dieses Dilemma damit, dass „der 
‚Antifa-Blick‘ auf eine feindlich gesinnte 
rassistische Bevölkerung [es oft genug er-
schwert], Bündnispartner_innen vor Ort zu 
gewinnen. Gleichzeitig fördern Stereotype 
vom marodierenden ‚Schwarzen Block‘ das 
Ressentiment gegen Antifas“ (Becker/Mül-
ler 2013: 82).

Von überall dort, wo solche Bündnisse 
funktionieren, berichten die Aktivist*innen, 
dass der Schlüssel das Bemühen um einen 
gemeinsamen Diskurs gewesen sei. Die 
gegenseitige Vergewisserung, für das glei-
che Ziel einzustehen, die Darstellung der 
Beweggründe für das eigene Handeln und 
der damit verbundene Aufbau zwischen-
menschlicher Beziehungen kristallisiert 
sich als essenzielle Ressource heraus: „Ich 
glaube, das ist das Wichtigste, dass wir 
(…) persönliche Beziehungen aufbauen 
können. Klar, auch jetzt mit sozialen Netz-
werken, da sind wir aktiv. Bei Twitter kriegt 
man mit, da haben wir ein paar Leute, die 
antworten auch mal. Aber zum Mitmachen 
kriegt man die erst, wenn man sich auch 
mal trifft, (…) diese persönliche (…) Be-
gegnung. Ich glaube, das ist auch immer 
die Basis gewesen. Und dann hattest du 
auch mal, was weiß ich, du wusstest, okay, 
verdammt, jetzt am Wochenende ist kurz-
fristig was geplant. Wenn du dann über 
den Bündnisverteiler eine E-Mail rum-
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das wird so nichts. Du musst die Leute an-
rufen, du musst eine Nummer haben, du 
musst sagen, okay, komm, wir müssen jetzt 
hier ran. Und dann lief das.“

Über Beziehungen wird gegenseitiges Ver-
ständnis, Vertrauen und Verbindlichkeit ge-
schaffen. Kurzfristige Handlungsfähigkeit 
wird ermöglicht und letztendlich kann „eine 
wertschätzende Koexistenz [entstehen, so] 
dass die Antifa-Gruppe was anderes machen 
kann als das Bündnis. Man kennt sich, man 
tauscht sich ja auch aus“. Diese solidarische 
Koexistenz gilt dabei für alle Beteiligten und 
fordert von allen den Verzicht auf „eine Prio-
risierung von Protestformen (…), sondern 
[dass] ganz klar gezeigt wird: Hey, das ist 
eine Protestform, die voll cool und wichtig 
ist, genauso gibt es auch andere Protestfor-
men. Und das haben wir jetzt gerade sehr 
gut geschafft, weil es da auch eine Vertrau-
ensbasis gibt.“

Aus einem Grundkonsens, der diese Maxime 
der „Vielfalt der Mittel“ festlegt und der von 
allen geteilt wird, entsteht eine Bandbreite 
an Taktiken, die nebeneinander einen Sy-
nergieeffekt erzielen können. „Wenn man 
das so zusammenspielt“, so erklären es 
Angehörige eines anderen bürgerlichen 
Vereins, „zwischen bürgerlicher, zivilgesell-
schaftlicher Initiative, Journalismus (…) 
und vielleicht Teilen von Antifa-Strukturen, 
[entsteht] durchaus ein erfolgversprechen-
des Modell“. Ein Urteil, das auch andere 
teilen, die davon sprechen, dass „die Zusam-
menarbeit zwischen Zivilgesellschaft und 
politischen Akteuren und Verwaltung und 
so weiter (…) sinnvoll ist“. Helmbrecht stellt 
dazu fest, dass ein „koordiniertes Zusam-

menspiel zivilgesellschaftlichen Protests, 
verwaltungsgemäßer Auflagenpolitik für 
neonazistische Umtriebe sowie restriktive 
Maßnahmen gegenüber neonazistischen 
Aktivitäten und deeskalierende Polizei-
strategien gegenüber dem Protestgesche-
hen (…) die Handlungsspielräume von 
Rechtsextremisten ein[schränkt]“ (Helmb-
recht 2015: 67).

Der hier eingebrachte Fall von Arbeit im 
Verbund mit Verwaltung und strafrecht-
lichen Behörden wird in den Interviews 
unterschiedlich bewertet. Während die 
einen davon ausgehen, dass das Enga-
gement der Behörden vorrangig davon 
getrieben sei, dass „die Stadt“ ihrem 
Anspruch gerecht werden wolle, nur für 
positive Dinge bekannt zu sein, schließen 
die Aktivist*innen daraus, dass sich „der 
Kampf (…) von städtischen und polizei-
lichen Kreisen [sich hier] oft nach Image 
[richtet]. Das heißt, man geht offensiv 
gegen Nazis vor, die medial präsent sind“. 
Aus der Arbeit mit Verwaltungsbehörden 
berichtet eine andere Gruppe von einem 
„Phänomen, das hat auch mit unserem 
permanenten Auftreten zu tun, dass Ver-
waltung irgendwann angefangen hat, 
sich ein bisschen zu bewegen. Das war 
am Anfang nicht ganz so einfach. Das war 
ganz schwierig, das hinzukriegen, aber 
das ist für diese rechten Immobilien ge-
nau der Punkt: (…) Schmerzhaft wird es, 
wenn Verwaltung aktiv wird.“

Diese sei gegebenenfalls in der Lage, die 
maximale Besucher*innenzahl bei Veran-
staltungen zu begrenzen oder baurecht-
liche Maßnahmen zu ergreifen, die den 
Immobilienbetrieb erschweren. Dafür sei 

es notwendig, „ein bisschen [zu] verste-
hen, wie Verwaltung funktioniert. So blöd 
es klingt. Du weißt, wer kann denn was, du 
weißt, wer was zustimmen kann. Das muss 
man einfach an der einen oder anderen 
Stelle ausprobieren in diesem Lernprozess. 
(…) [W]en musst du in der Versamm-
lungsbehörde ansprechen, wen musst du 
vielleicht auch beim Ordnungsamt anspre-
chen, wen musst du vielleicht beim Bauamt 
ansprechen. (…) Aber es funktioniert auch 
nur, wenn auf der anderen Seite, [auf Ver-
waltungsebene,] auch Verständnis dafür da 
ist.“

In der Frage möglicher Bündnisüberlegun-
gen resümieren die Aktivist*innen, dass die 
„Polizei (…) immer zwiespältig zu betrach-
ten [sei]. Die Polizei hat immer ihre eigenen 
Interessen. Und wir sind genauso für die 
Mittel zum Zweck, um bestimmte Dinge 
dann umzusetzen, wie sie auch für uns. 
Aber ich glaube, es ist wichtig einen ge-
wissen vertrauensvollen Draht zur Polizei zu 
haben, wenn er verlässlich ist. (…) Bei der 
Verwaltung, glaube ich, ist das anders. Da 
habe ich die Erfahrung gemacht, das war 
auch ein Zwischenziel, beim Ordnungsamt, 
durch immer wieder gutes Auftreten und 
die konsequenten Umsetzung der Aufla-
gen, Vertrauen zu kriegen.“

Während in Bündnissen zwischen zivil-
gesellschaftlichen Gruppen grundsätzlich 
die Ressourcen und Einflusspotenziale der 
Bündnismitglieder zusammengebracht 
werden, die Deutungsmacht einzelner Ak-
teure*innen erhöht und der Wissenstrans-
fer zwischen diesen gestärkt wird (siehe 
Helmbrecht 2015: 66), stellen Behörden 
einen Sonderfall dar. Ihre herausgehobene 
Stellung beinhaltet nicht nur einzigartige 
Ressourcen (personell wie finanziell) und 
Handlungsmöglichkeiten. Qua ihrer staat-
lichen Verankerung sind sie keine Bündnis-
partner*innen wie andere. Sie unterliegen 
anderen Handlungszwängen und können 
nicht in der gleichen Art und Weise Bünd-
nisse eingehen wie zivilgesellschaftliche 
Akteur*innen. Nichtsdestotrotz müssen 
sie zwangsläufig in die Überlegungen zur 
Arbeit im Verbund einbezogen und mitge-
dacht werden.

Bündnisarbeit, so kristallisiert sich abschlie-
ßend heraus, besteht immer darin, mit Ein-
zelnen sowie kollektiven Akteur*innen im 
relevanten Umfeld in Kontakt zu treten und 
im Austausch zu bleiben, um Synergien zu 
erzeugen, auf Dynamiken reagieren zu kön-
nen oder sich zumindest nicht gegenseitig 
im Weg zu stehen.
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ALLGEMEINEN STRATEGIE GEGEN 
EXTREM RECHTE IMMOBILIEN

Besteht das Ziel darin, extrem rechte Immo-
bilien zu bekämpfen, sind zivilgesellschaft-
liche Akteur*innen gut damit beraten, die 
Strategie der Gegenseite eingehend und 
andauernd zu analysieren und aus dieser Er-
kenntnis heraus den Betrieb der Immobilie 
in einer Art und Weise zu beeinträchtigen, 
dass diese kurz- oder langfristig nicht mehr 
als Ressource für die extreme Rechte er-
tragreich ist. Damit geht die grundlegende 
Annahme einher, dass der Betrieb einer ex-
trem rechten Immobilie mit Kosten im Sinne 
eines materiellen wie immateriellen Auf-
wands verbunden ist und dass man sich von 
diesem Aufwand und der Immobilie einen 
Nutzen, einen Mehrwert verspricht. Dafür 
ist es essenziell, sich zu vergegenwärtigen, 
dass eine extrem rechte Immobilie selbst in 
eine strategische Kalkulation der Gegenseite 
eingebettet ist. Eine rechte Struktur setzt die 
Immobilie ein und erwartet sich davon, bei-
spielsweise Veranstaltungen durchführen zu 
können, Geld einzunehmen oder einen Ort 
der geschützten Vernetzung zu schaffen. Es 
werden materielle wie soziale Ressourcen 
investiert, um Ziele zu erreichen. Neben ma-
teriellen Kosten (Erwerb und Unterhalt der 
Immobilie, Verschleißgegenstände und Ein-
kauf von Getränken etc.) braucht es einen 
sozialen Einsatz (Veranstaltungen müssen 
geplant, beworben und umgesetzt wer-
den. Redner*innen müssen angesprochen 
und das Publikum mobilisiert werden). Je 
geringer der Einsatz gegenüber möglichst 
großen Erfolgen, desto ertragreicher ist die 
Immobilie. Die allgemeine Zielstellung soll-

te sich demnach an den Fragen orientie-
ren, ob a) die Kosten maximiert werden 
können und ob sich b) der Nutzen gezielt 
minimieren lässt. Der Nutzen wird bei-
spielsweise minimiert, wenn eine Immo-
bilie hauptsächlich für vertrauliche, der 
Öffentlichkeit entzogene Treffen fungiert 
– und zivilgesellschaftliches Engagement 
dafür sorgen kann, dass jede Veranstal-
tung Gefahr läuft, durch Journalist*innen 
recherchiert zu werden oder durch eine 
Gegenveranstaltung/-aktion in den Fokus 
der Öffentlichkeit zu geraten. Wird die Im-
mobilie als Eventlocation für Rechtsrock-
konzerte genutzt, sind Einschränkungen 
durch Ordnungsbehörden (und der dafür 
notwendige zivilgesellschaftliche Druck) 
besonders schmerzhaft. Versuchen die 
extrem Rechten darauf zu reagieren, um 
den Nutzen wieder herzustellen, erhöhen 
sich ihre Kosten. Um beispielsweise eine 
Veranstaltung vor den Augen der Öffent-
lichkeit zu schützen, werden Sichtschutz-
maßnahmen und Sicherheitsvorkehrun-
gen für die Veranstaltung getroffen. Wird 
Material (Sichtschutzzäune, Planen, etc.) 
genutzt, entstehen im Zweifel materielle 
Kosten. 

Darüber hinaus bleibt die subjektive wie 
auch möglicherweise manifeste Gefahr 
für die Besucher*innen, erkannt zu wer-
den. Das könnte dazu führen, dass mehr 
zwischenmenschliche Überzeugungskraft 
aufgewandt werden muss, um Personen 
zu mobilisieren und die Veranstaltungen 

subjektiv erfolgreich durchzuführen. Über-
steigen die Kosten den Nutzen der Immo-
bilie, so die Annahme, führe diese Tendenz 
langfristig zum Aufreiben der Ressourcen 
und zu einer notwendigen Aufgabe der 
Immobilie. Eine Kalkulation, die ihre Be-
rechtigung über den zielgerichteten Vektor 
findet, die extrem Rechten unter Druck zu 
setzen und damit eine grundlegend dest-
ruktive Ziellogik verfolgt: Kosten maximie-
ren, Nutzen minimieren.

Die daran anknüpfende Kalkulation lässt 
sich an ausgewählten Stellen im Material 
finden. Es geht darum, zu Mitteln zu grei-
fen, die dazu geeignet sind, ein „Nicht-
Wohlfühl-Klima“ zu erzeugen und damit 
die Immobilie sukzessive unbrauchbar zu 
machen. Ziele dieser Kalkulation bestehen 

einerseits darin, die Normalisierung der 
Immobilie zu verhindern, andererseits la-
tenten Druck auf mit der Immobilie asso-
ziierte Personen auszuüben. Zu guter Letzt 
sollen damit einzelne Zwecke der Immo-
bilie gezielt unterminiert werden. Die Ver-
hinderung der Normalisierung fällt unter 
die Überschrift „Nutzen minimieren“. Die 
dahinterstehende Überlegung geht davon 
aus, dass die Immobilie auf eine Normali-
sierung setzt, um die eigenen Ziele zu er-
reichen. Eine Annahme, die situativ mehr 
oder weniger zutrifft – allerdings profitiert 
jede extrem rechte Immobilie von einer zu-
nehmenden Normalisierung. Der Nutzen 
wird darüber hinaus insofern beeinflusst, 
als dass der Druck abschreckend auf neue 
Besucher*innen wirkt und die Akteur*in-
nen langfristig belastet. Das ist nicht nur 

Der Parkbereich des „Quartier Kirchstein“ in Koblenz wurde durch Bauzäune dem Einblick der Öffent-
lichkeit entzogen. Bildrechte: Dokunetzwerk Rhein-Main
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Kostenmaximierung, weil die soziale Belast-
barkeit der Akteur*innen dauerhaft getestet 
wird. Diese soziale Dimension mitzudenken 
stellt sich dabei als grundlegender Hebel 
dar. Einerseits stellt der Blick auf das geg-
nerische Gruppengefüge eine zuträgliche 
Angriffsrichtung dar, der darauf abzielt, dass 
die soziale Struktur einer Immobilie implo-
diert – was langfristig das nachhaltigere Ziel 
darstellt.

Darüber hinaus macht dieser soziale Blick 
auf die gegnerische Struktur es notwendig, 
einen kalkulierenden Blick auf die Bedeu-
tung von Dynamiken im relevanten Umfeld 
zu werfen. Zivilgesellschaftliches Engage-
ment, vor allem gegen extrem rechte Im-
mobilien, lebt von einer sich entwickelnden 
Dynamik. Während die Politologen und 
Strategietheoretiker Joachim Raschke und 
Ralf Tils darauf hinweisen, dass die Dyna-
misierungsfähigkeit einer Strategie not-
wendig ist, um auf eine veränderte Lage zu 
reagieren (siehe Raschke/Tils 2013: 153), 
spreche ich der Dynamisierung eine weit-
aus größere Bedeutung zu. Diese ist nicht 
nur für Anpassungsleistungen notwendig, 
sondern selbst ein grundlegendes Ziel und 
Mittel zivilgesellschaftlichen Engagements 
gegen extrem rechte Immobilien. Dieser 
These liegt die Prämisse zugrunde, dass zivil-
gesellschaftliche Akteur*innen keinen direk-
ten Einfluss auf den Bestand der Immobilie 
haben. Während bspw. militärische Strate-
gen auf Kampfstoffe zurückgreifen können, 
die direkten Einfluss auf das Ziel ausüben, 
stellen alle hier analysierten strategischen 
Mittel erst in zweiter Linie eine tatsächliche 
Bedrohung für die Existenz einer Immobilie 
dar. Sie spielen über Bande und versuchen 

Behörden zum Handeln zu zwingen, die 
extrem rechten Akteur*innen zur Aufgabe 
zu drängen oder die Immobilie ausbluten 
zu lassen. Selbst die Strategie „Zurück-
drängen und Abschrecken durch Gewalt 
und Militanz“ zielt nicht auf die Zerstö-
rung der Immobilie, sondern, wie im Ka-
pitel dargestellt, darauf ab, die Kosten 
zu erhöhen und Druck aufzubauen. Aber 
alle Menschen, die die Zivilgesellschaft 
bilden, sind auch Teil der Wirtschaft, 
haben Freund*innen, Bekanntschaften, 
persönliche wie geschäftliche Beziehun-
gen, sind in der Politik tätig und pflegen 
Verbindungen innerhalb der Gesellschaft. 
Darin liegt eine strategische Ressource, 
die es unbedingt zu nutzen gilt. Essenziell 
für diesen Gedanken ist die Beobachtung 
einer interviewten Person, dass andere 
Menschen beginnen, das Engagement 
gegen eine Immobilie wahrzunehmen und 
selbst Initiative zu ergreifen. Eine solche 
Entwicklung hin zu einer breiten Beteili-
gung unterschiedlichster Akteur*innen, 
Gruppen und Personen mit unterschied-
lichen Schwerpunkten, Handlungsop-
tionen und Möglichkeiten beschreibt eine 
Form der Dynamisierung, wie ich sie als 
erstrebenswert verstehe. Erst wenn das 
Engagement auf einen relevanten Teil des 
Umfelds übergreift, nimmt der Kampf an 
Fahrt auf. Durch öffentlich kommunizier-
te Überlegungen zur eigenen Strategie 
können Leitgedanken formuliert wer-
den, an denen sich Personen orientieren 
können, aber nicht müssen. Öffentliche 
(oder fachöffentliche), niedrigschwellige 
Partizipationsangebote können den Ein-
stieg in das eigenverantwortliche Handeln 
unterstützen. Und auch die alltägliche Iso-
lation assoziierter Personen ist bereits ein 

Phänomen einer zunehmenden Dynamisie-
rung. Diesen Gedanken zusammenfassend 
verstehe ich die zielgerichtete Dynamisie-
rung als strategisches Ziel, das immer in 
Form einer strategischen Suchbewegung 
nach einem Hebel fahndet, um gezielt mit 
anschlussfähigen und popularisierenden 
Mitteln den Protest für ein breites gesell-
schaftliches Handeln zu öffnen.

Diese ausformulierte Grundstruktur zusam-
menfassend kommt es darauf an, die drei 
maßgeblichen Kalkulationen zu berücksich-
tigen; die „Kosten vs. Nutzen“-Beeinflus-
sung, die Überlegungen zur Priorisierung 
der sozialen Ebene als vielversprechender 
Hebel und den Hinweis, die lokale Aus-
gestaltung auf eine Art und Weise umzu-
setzen, dass sie Dynamiken begünstigt – in 
der Zivilgesellschaft, den Behörden wie 
auch wirtschaftlichen Akteur*innen. Diese 
Überlegungen bieten neben praktischen 
Anknüpfungspunkten für eine akteur*in-
nenspezifische Interpretation auch die Ver-
einbarkeit mit den Selbstverständnissen 
und Mitteln aller Teile der Zivilgesellschaft. 
Diese Strategie zielt bewusst nicht auf 
kurzfristige Erfolge ab, sondern stellt sich 
auf einen mittel- bis langfristigen Kampf 
gegen eine extrem rechte Immobilie ein. 
Dieser Überlegung liegt die Überzeugung 
zugrunde, dass – um zum Ende noch ein-
mal die Aktivist*innen selbst zu Wort kom-
men zu lassen – eine Immobilie erst dann 
als erfolgreich bekämpft gelten kann, wenn 
„das Ding ersatzlos gestrichen wird (…). 
Wenn die jetzt quasi woanders ein Zentrum 
suchen und dann halt von uns woanders 
hingehen, ist ja das Problem nicht weg, 
sondern nur woanders“. Diesem Ziel ist 
ein Kampf zuträglich, im Zuge dessen die 

Akteur*innen durch wachsenden Druck, 
massive Beeinträchtigungen des Betriebs, 
sinkenden Nutzen und steigende Kosten 
zum Aufreiben der eigenen Ressourcen 
und letztlich der Aufgabe der Immobilie 
gedrängt werden. Für einen solchen aus-
dauernden Kampf braucht es nicht nur 
eine tragfähige Strategie, sondern auch 
Aktivist*innen, die im Austausch stehen 
und sich gegenseitig an ihren Erfolgen und 
Erfahrungen teilhaben lassen. Der Kampf 
gegen die extreme Rechte ist ein Kampf 
vieler Kräfte und sollte auch als solcher ge-
dacht werden.
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